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1 Einleitung 

1.1 Auf dem Weg zu einer globalen Klimapolitik   

Wenige Themen waren in den letzten Jahren auf der nationalen sowie internationalen 

Bühne der Politik so präsent wie die Problematik des Klimaschutzes und die damit zu-

sammenhängende Klimapolitik. Die Vereinten Nationen verständigten sich 1997 im „Pro-

tokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaände-

rungen“ erstmals über rechtsverbindliche Pflichten zur Begrenzung und Reduzierung der 

Treibhausgase (THG). Der Anstieg von Treibhausgasen in der Erdatmosphäre bewirkt 

nach wissenschaftlichen Erkenntnissen die Verstärkung des Treibhauseffektes, welcher 

nach herrschender Meinung für die globale Erderwärmung verantwortlich ist. Die breite 

Aufmerksamkeit liegt dabei auf dem Treibhausgas Kohlenstoffdioxid (CO2). 

Das Kyoto-Protokoll sah die Umsetzung der klimaschützenden Maßnahmen in zwei Zeit-

räumen vor. Die erste Verpflichtungsperiode dauerte von 2008 bis 2012. Die beteiligten 

Staaten verpflichteten sich dabei, ihre CO2-Emissionen im Vergleich zum Basisjahr 1990 

um mindestens fünf Prozent zu senken. Dieses Ziel konnte erfüllt werden. Die Europäi-

sche Union und ihre Mitgliedstaaten gingen noch einen Schritt weiter und setzten sich 

das Ziel, die Emissionen um insgesamt acht Prozent gegenüber 1990 zu senken. Dieses 

Ziel wurde sogar übertroffen und nach Berechnungen der Europäischen Umweltagentur 

sanken die Emissionswerte der EU um insgesamt 11,7 Prozent im Vergleich zum Jahr 

1990. Die zweite Verpflichtungsperiode schloss sich direkt an die Erste an und ist bis 

zum Jahr 2020 datiert. In diesem Zeitraum verpflichten sich alle Mitglieder des Kyoto-

Protokolls, die CO2-Emissionen weiter zu begrenzen. Im Vergleich zu 1990 um insge-

samt 18 Prozent. Die Europäische Union hat sich eine Herabsetzung um 20 Prozent zum 

Ziel gesetzt (vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

2017a).  

Das allgemein steigende Bewusstsein aller Staaten gegenüber dem Klimaschutz mün-

dete 2015 im internationalen Klimaabkommen von Paris. Darin verpflichten sich 195 

Länder, das „der Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C über 

dem vorindustriellen Niveau gehalten wird und Anstrengungen unternommen werden, 

um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, 

da erkannt wurde, dass dies die Risiken und Auswirkungen der Klimaänderungen erheb-

lich verringern würde“ (Vereinte Nationen 2015, S. 3f.)  

Im Gegensatz zum Kyoto Protokoll legt das Pariser Abkommen keine allgemeingültigen 

Prozentwerte fest, die zu erreichen sind. Vielmehr setzt man mit dem Klimaabkommen 

auf eine nationale Selbstverpflichtung und innerstaatliche Maßnahmen, die sich jedes 

Land eigenständig auferlegen soll. 
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Die USA beschlossen 2017 unter Präsident Donald Trump, dass sie 2020 aus dem Pa-

riser Abkommen austreten wollen. 2020 sollen die Regelungen des Pariser Abkommens 

in Kraft treten und das auslaufende Kyoto Protokoll ablösen.  

Trotz aller bisherigen Anstrengungen und Maßnahmen war der weltweite CO2-Ausstoß 

im Jahr 2018 allerdings so hoch wie nie zuvor. Das geht aus einem Bericht des „Global 

Carbon Project“ hervor. Demnach stiegen die globalen Emissionen im Jahr 2018 gegen-

über dem Jahr 2017 um 2,7 Prozent. Als Hauptursache werden unter anderem der stei-

gende Energiebedarf der Weltbevölkerung und der zunehmende Verkehr angeführt. 

Problematisch sei außerdem, dass dieser Bedarf immer noch überwiegend durch fossile 

Brennstoffe gedeckt wird. Die erneuerbaren Energien müssen in der Konsequenz weiter 

ausgebaut werden, damit sie eine ernsthafte Alternative zu den alternativen Brennstof-

fen darstellen können (vgl. Global Carbon Project 2018).  

1.2 Klimapolitik in Deutschland  

Die Bundesrepublik Deutschland hatte sich unter Bundeskanzlerin Angela Merkel bereits 

2007 für den weltweiten Klimaschutz öffentlich stark gemacht. In Grönland mahnte sie 

vor den Herausforderungen, die der Klimawandel mit sich bringen wird und auf dem G8-

Gipfel im Juni 2017 sprach sie davon, dass Deutschland eine Führungsrolle bei der Be-

wältigung des Klimawandels einnehmen werde (vgl. Presse- und Informationsamt der 

Bundesregierung 2007). Dementsprechend ehrgeizig setzte die Bundesrepublik ihre Kli-

maziele sehr hoch und verpflichtete sich ihrerseits, die CO2-Emissionen in der ersten 

Verpflichtungsphase des Kyoto-Protokolls um insgesamt 21 Prozent gegenüber dem Ba-

sisjahr 1990 zu senken. Geforderte Zielgröße des Kyoto-Protokolls waren mindestens 

fünf Prozent. Im Zeitraum zwischen 2008 und 2012 sank der CO2-Ausstoß Deutschlands 

sogar um 23,6 Prozent (vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit 2017b). Die Bundesrepublik hatte ihre Zielstellung damit übertroffen, was je-

doch nicht nur auf eine gute Klimapolitik zurückzuführen ist. Ein Grund liegt hier auch im 

günstigen Referenzjahr 1990. „Im Jahr der Wiedervereinigung qualmten in der unterge-

henden DDR noch die Schlote. Eine Welle der Stilllegungen fegte in den Jahren durch 

die neuen Länder. Der Niedergang der DDR-Industrie ließ die deutsche CO2-Bilanz glän-

zend aussehen“ (Kersting und Stratmann 2018).  

Nichts desto trotz ist Deutschland weiter bestrebt, seine THG-Emissionen zu senken. 

Dabei soll der Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms stetig gesteigert 

werden. Gemäß dem „Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien“ soll dieser Anteil 

bis 2025 bei mindestens 40 Prozent liegen. Und die Planungen gehen weiter. Bis zum 

Jahr 2050 soll der Anteil des Stroms aus erneuerbaren Energien bei mindestens 80 Pro-

zent liegen (vgl. Salje 2018). Die Politik erhofft sich durch die Energiewende einen er-

heblichen Rückgang der deutschen THG-Emmissionen. Im Vergleich zum Jahr 1990 
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sollen die THG-Emmissionen Deutschlands bis 2020 um mindestens 40 Prozent gemin-

dert werden, bis 2050 sogar um mindestens 80 Prozent. Unbestritten ist, dass die Kli-

maziele nur in Verbindung mit wirksamen und effektiven Maßnahmen zu erreichen sind. 

Betroffene Sektoren sind vor allem die Industrie, der Gebäudebereich, die Landwirt-

schaft und der Verkehrsbereich. Doch von zentraler Bedeutung ist die Frage, ob die 

Neugestaltung der Energiewirtschaft gelingen wird. Im Fokus der Diskussion über fossile 

Brennstoffe steht dabei die Nutzung der Braunkohle zur Energiegewinnung (vgl. Bun-

desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2017b).  

Ein stets präsentes Thema, wenn über die Bedeutung der Braunkohle diskutiert wird, ist 

die Frage nach der Belastung durch CO2-Emissionen. Braunkohlekraftwerke stoßen 

ohne Frage eine nicht unerhebliche Menge an CO2-Emissionen aus. Um dem Leser zu 

verdeutlichen, dass der Braunkohlesektor einer der Hauptemmitenten von CO2 ist und 

damit die deutsche Klimabilanz erheblich beeinflussen kann, werden im Folgenden sta-

tistische Messwerte aus dem Jahr 2016 untersucht.  

Im Jahr 2016 wurden bundesweit 909 Millionen Tonnen Treibhausgase emittiert. Mit ei-

nem Anteil von 88,2 Prozent (801,75 Millionen Tonnen) an den gesamten THG-Emissi-

onen ist CO2 das mit Abstand bedeutenste aller Treibhausgase (vgl. Strogies und Gniffke 

2018, S. 924). Der gesamte Braunkohlesektor war für rund 153 der 801,75 Millionen 

Tonnen CO2-Emissionen verantwortlich, was einem Anteil von 19 Prozent entspricht. Die 

deutschen Braunkohlekraftwerke emittierten somit ca. ein fünftel der gesamten CO2-

Emissionen Deutschlands. Betrachtet man nur den Energiesektor, dann wird der Ein-

fluss des  Braunkohlesektors noch deutlicher. Im Jahr 2016 wurden durch die Energie-

erzeugung rund 300 Millionen Tonnen CO2 ausgestoßen. Die Braunkohle ist im Energie-

sektor demnach für etwas mehr als die Hälfte aller CO2-Emissionen verantwortlich (vgl. 

Icha 2018, S. 25).  

Ziel der Bundesrepublik ist es, dass die erneuerbaren Energien die fossilen Brennstoffe 

schrittweise ablösen. In Bezug auf die Braunkohle wird dabei vom sogenannten „Braun-

kohleausstieg“ oder auch einfach nur vom „Kohleausstieg“ gesprochen. Dieser Begriff 

beschreibt den Prozess bis hin zum völligen Verzicht auf die Braunkohle zur Energiever-

sorgung, insbesondere zur Gewinnung elektrischer Energie aus Kohlekraftwerken. Da-

mit verbunden ist auch ein Stopp der Kohleförderung in den Tagebauen. Doch bis dahin 

ist es noch ein langer Weg, denn deutschlandweit wurde im Jahr 2018 noch ungefähr 

jede vierte Kilowattstunde aus der Braunkohle gewonnen (vgl. AG Energiebilanzen e.V. 

2018). Diese Zahl verdeutlicht, dass die Braunkohle derzeit eine unverzichtbar wichtige 

Säule in der deutschen Stromproduktion darstellt.  
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Wie der Kohleausstieg sozialverträglich und für die betroffenen Regionen mit einer opti-

mistischen Zukunftsperspektive gestaltet werden kann, sollte die Kommission „Wachs-

tum, Strukturwandel und Beschäftigung“ ausarbeiten. Sie wurde dafür von der Bundes-

regierung am 6. Juni 2018 eingesetzt und veröffentlichte ihren Abschlussbericht mit et-

was Verspätung am 26. Januar 2019. Das pauschal als „Kohlekommission“ bezeichnete 

Gremium wurde sehr ausgewogen zusammengesetzt, um möglichst jedes Interesse in-

nerhalb der Gesellschaft zu berücksichtigen. Unter anderem waren natürlich auch Ver-

treter der Wirtschaft sowie Umweltorganisationen in der Kommission vertreten (vgl. Kom-

mission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" 2019). 

1.3 Zielstellung und Aufbau der vorliegenden Arbeit  

In Deutschland sind von dem Strukturwandel, welcher den Braunkohleausstieg vorsieht, 

im Wesentlichen vier Braunkohleabbaureviere betroffen. Das Rheinische Revier im 

Westen sowie das Helmstedter, Mitteldeutsche und Lausitzer Braunkohlerevier im Osten 

der Bundesrepublik. Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit steht das Lausitzer Braun-

kohlerevier. Dabei sollen verschiedene Fragestellungen erörtert und Sachverhalte ana-

lysiert werden. Einleitend wird das Lausitzer Revier dem Leser vorgestellt und die gene-

relle Bedeutung für die Region wird hervorgehoben. In kurzer Zusammenfassung wird 

dabei auch auf die geschichtliche Entwicklung der Braunkohleregion eingegangen. Im 

zweiten Kapitel wird der Fokus auf die Interessengruppen gelegt. Dabei wird zuerst das 

Wesen der Interessenvertretung und des Lobbying vorgestellt und im Anschluss werden 

Interessengruppen beleuchtet, welche mit ihren Aktionen Einfluss auf das Bestehen des 

Lausitzer Braunkohlereviers nehmen wollen. Im Anschluss an das zweite Kapitel werden 

die Arbeitsweisen der Interessengruppen erörtert und es wird untersucht, welche Mittel 

den Interessengruppen zur Artikulation ihrer Forderungen zur Verfügung stehen. Außer-

dem werden Protestaktionen der vergangenen Jahre beleuchtet und ausgewertet. Da-

rauf folgend werden die gewonnen Ergebnisse der Bachelorarbeit in einem Fazit zusam-

mengeführt und es wird beschrieben, inwiefern sich Untersuchungen an die vorliegende 

Arbeit anschließen können. Die Bachelorarbeit schließt mit zehn Kernsätzen, in denen 

die Haupterkenntnisse der vorliegenden Arbeit zusammengefasst werden.  
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2 Hauptteil 

2.1 Das Lausitzer Braunkohlerevier 

Das Lausitzer Braunkohlerevier erstreckt sich über den Nordosten Sachsens und den 

Südosten Brandenburgs. Es ist nach dem Rheinischen Revier das zweitgrößte Braun-

kohlerevier Deutschlands und aufgrund dessen sowohl ein wichtiger Lieferant von Strom 

als auch ein bedeutender Wirtschaftsstandort. Zum Lausitzer Braunkohlerevier gehören 

die Tagebaue Jänschwalde und Welzow-Süd in Brandenburg sowie die Tagebaue Noch-

ten und Reichwalde in Sachsen. Zusammen versorgen sie die Braunkohlekraftwerke 

Boxberg, Schwarze Pumpe und Jänschwalde. Außerdem wird der Veredelungsbetrieb 

Schwarze Pumpe mit Rohbraunkohle beliefert, in dem diese zu modernen Brennstoffen 

verarbeitet wird. Im Jahr 2018 wurden im Lausitzer Revier insgesamt 61,7 Millionen Ton-

nen Braunkohle gefördert (vgl. Lausitz Energie Bergbau AG 2018).  

2.1.1 Die Geschichte der Lausitzer Braunkohleindustrie  

Der Abbau und die Verwertung von Braunkohle haben in der Lausitz eine Tradition, wel-

che bereits seit mehr als 200 Jahren bestand hat. Bereits im Jahr 1789 wurde in Lauch-

hammer (Niederlausitz) das erste Kohleflöz abgetragen. 26 Jahre später, 1815, wurde 

dann am selben Ort der erste Braunkohlenschacht niedergebracht, um an die Braun-

kohle gelangen zu können. Ende der 1850er Jahre wurden die ersten Anstrengungen 

unternommen, die Braunkohle zu Bricketts zu verarbeiten. Damit konnte die Braunkohle 

als effizienter Brennstoff verwendet werden. Aufgrund des hohen Bedarfs an Brennstof-

fen durch die angesiedelte Textilindustrie und Glashütten, kam es in den 1860er Jahren 

zu vermehrten Gründungen von Grubenbetrieben, welche Braunkohle an die Erdober-

fläche förderten. Ab 1870 entwickelte sich die Braunkohleindustrie mit zunehmender 

Professionalität. 1882 wurde in Südbrandenburg Europas erste Brickettfabrik errichtet 

und in Hirschfelde (Oberlausitz) entstand 1911 Deutschlands erstes Braunkohlegroß-

kraftwerk. Zu dieser Zeit wurde auch die Braunkohlegewinnung revolutioniert. So „[…] 

übertraf die Förderung aus den offenen Tagebauen diejenige der Braunkohlenberg-

werke (Tiefbaugruben), da zunehmend Großgeräte für die umfangreichen Abraumbewe-

gungen und die Kohleförderung eingesetzt wurden“ (Heitmann 2010, S. 2). Dieser Trend 

resultierte 1924 im Bau der ersten Abraumförderbrücke der Welt. Im Tagebau hat sie die 

Aufgabe, die Gesteinsschichten die über dem Kohleflöz lagern, abzutransportieren. (vgl. 

Fromm 1994, S. 3). 

Damit einher ging ein Ausbau der Verkehrsinfrastruktur für den […] Transport zwi-
schen den Gruben, Fabriken und Abnehmern, eine Zunahme der Beschäftigten und 
der regionalen Bevölkerung sowie eine Wandlung der Siedlungsstrukturen. Orte ver-
loren ihren dörflichen Charakter, wurden devastiert oder es wurden völlig neue Sied-
lungen für die Arbeiter der Tagebaue gegründet. (Heitmann 2010, S. 2) 
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Mit Gründung der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) wurde die Braunkohlein-

dustrie in der Lausitz weiter ausgebaut. Für die DDR war Braunkohle ein unverzichtbarer 

Energieträger und wichtiger Pfeiler des gesamten Systems, denn andere Bodenschätze 

waren nur in sehr geringen Mengen vorhanden und eine Erschließung war nicht renta-

bel. In Folge dessen wurde alles daran gesetzt, so viel Braunkohle wie möglich zu för-

dern und die Industrie auszubauen. Im Ergebnis kam es zu dutzenden neuen Erschlie-

ßungen von Tagebauen und Gruben. Neben der Verwendung in Kraftwerken wurde 

Braunkohle auch in nahegelegene Kokserein, Brickettfabriken oder Schwelereien verar-

beitet.  

Doch nicht nur die Braunkohleindustrie war in der DDR sehr groß. Die CO2-Emmissionen 

waren es ebenso. Besonders die Umwelt nahe den Kraftwerken, Tagebauen und ande-

ren Verwertungsanlagen wurde starken Belastungen ausgesetzt. Einerseits fielen Grün-

flächen und Wälder den Abbaugebieten zum Opfer, auf der anderen Seite war die tech-

nische Entwicklung noch nicht ausgereift, sodass Gase wie Kohlenstoffdioxid und 

Schwefeldioxid, Schwermetalle und Asche nur unzureichend gefiltert wurden (vgl. Mit-

teldeutscher Rundfunk 2019).  

Die Lausitz war zu Zeiten der DDR ein boomender Wirtschaftsstandort und bietete tau-

senden Menschen einen sicheren und gut entlohnten Arbeitsplatz. Doch was für die Be-

schäftigten in der Braunkohleindustrie ein Segen war, endete für die Einwohner hunder-

ter Dörfer und Orte in einer Katastrophe. Nach Recherchen des Mitteldeutschen Rund-

funks mussten allein in der Lausitz seit 1924 insgesamt rund 28.000 Menschen ihre Hei-

mat verlassen und 128 Orte wurden ganz oder zum Teil umgesiedelt (vgl. Mitteldeut-

scher Rundfunk 2018b).  

Doch mit dem Niedergang der DDR und der deutschen Wiedervereinigung gewann auch 

der Klimaschutz an Bedeutung und Umweltschützer sowie Bürgerinitiativen konnten sich 

nun ein Gehör in der Gesellschaft verschaffen. „Zahlreiche Tagebaue und Brikettfabriken 

[…] wurden stillgelegt, andere Betriebe wurden durch die Treuhandanstalt privatisiert 

und weitergeführt“ (Heitmann 2010, S. 3). In den Folgejahren der Wende wurde die Zahl 

der Tagebaue, Kraftwerke sowie Veredelungsanlagen kontinuierlich reduziert. Die bisher 

letzte Schließung traf den Tagebau Cottbus-Nord. Im Jahr 2015 wurde hier die Kohleför-

derung planmäßig gestoppt. 
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2.1.2 Die Lausitz heute  

2.1.2.1 Das Revier im Wandel  

Seit 2016 ist die LEAG Betreiber des Lausitzer Braunkohlereviers. Sie ist das größte 

Energieunternehmen in Ostdeutschland und entstand im Zuge des Verkaufs der Braun-

kohlesparte durch den schwedischen Energiekonzern Vattenfall an die tschechische 

Energetický a Průmyslový Holding (EPH) und deren Finanzpartner PPF Investments. 

Beide Unternehmen halten jeweils 50 Prozent an der LEAG und waren bereits vor der 

Übernahme des Lausitzer Braunkohlereviers im Energiesektor tätig. LEAG ist die ge-

meinsame Marke der Lausitz Energie Bergbau AG, welche die vier Tagebaue und den 

Veredelungsbetrieb „Schwarze Pumpe“ betreibt und der Lausitz Energie Kraftwerk AG, 

welche die Führung der drei Kraftwerke innehat. Dienstleistungen, wie zum Beispiel das 

Rechnungs- und Steuerwesen, übernimmt für beide Sparten die Lausitz Energie Verwal-

tungs GmbH. Sie gehört wiederrum zu 100 Prozent der LEAG (vgl. Lausitz Energie Berg-

bau AG).  

Fast jede zehnte Kilowattstunde des deutschen Stromnetztes kommt heute nach Anga-

ben der LEAG aus einem Kraftwerk des Reviers und der Strombedarf von bis zu 15,6 

Millionen Haushalten wird dadurch abgedeckt. Doch nicht nur Strom wird in der Lausitz 

produziert. Das Revier ist ebenso Fernwärmelieferant für Städte wie Cottbus und Sprem-

berg und stellt des Weiteren Prozessdampf für Industriekunden zur Verfügung. Nicht zu 

vergessen ist die Verarbeitung der Rohbraunkohle zu modernen Brennstoffen am Stand-

ort Schwarze Pumpe für die private sowie gewerbliche Nutzung (vgl. Lausitz Energie 

Bergbau AG und Lausitz Energie Kraftwerk AG 2019a).  

Doch die Braunkohle hinterlässt spürbare Folgen. Unter anderem stellt sich die Frage, 

was aus den Restlöchern der ausgekohlten Tagebaue wird, die im wahrsten Sinne des 

Wortes ein Loch in die Landschaft reißen. Der Betrieb und die Trockenhaltung eines 

Tagebaus werden auch nur durch das ständige Abpumpen des Grundwassers möglich, 

was wiederrum zu Veränderungen der Bodenstruktur und des Grundwasserspiegels in 

der Umgebung führt. Die Braunkohlewirtschaft hat natürlich auch Folgen für die Flora 

und Fauna. Für Einwohner benachbarter Orte eines Tagebaus oder Kraftwerkes spielt 

außerdem das Thema Lärmschutz eine wichtige Rolle.  

Diesen Aufgaben und Herausforderungen muss sich der Betreiber des Braunkohlere-

viers stellen. Und die LEAG agiert mit einer Reihe von Maßnahmen. „Milliardeninvestiti-

onen in Neubauten, in effiziente Technik und zeitgemäße Verbrennungs- und Umwelt-

schutztechnologie machen unseren Kraftwerkspark zu einem der modernsten weltweit“, 
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wird auf der Internetseite des Unternehmens Stellung genommen. Nach internen Anga-

ben wurden die CO2-Emissionen der Kraftwerke seit 1990 um mehr als 46 Prozent re-

duziert. Und dieser Trend wird anhalten, denn die ersten politischen Auswirkungen der 

Energiewende betreffen nun die Kraftwerke. So wurde am 30. September 2018 der erste 

Kraftwerksblock im Kraftwerk Jänschwalde in die Sicherheitsbereitschaft überführt. Die 

Sicherheitsbereitschaft kostet Arbeitsplätze, doch sie führt auch zu Einsparungen von 

CO2-Emmissionen. Daran wird der direkte Zusammenhang zwischen Wirtschafts- und 

Klimaschutzinteressen sehr deutlich (vgl. Lausitz Energie Bergbau AG und Lausitz Ener-

gie Kraftwerk AG 2019c).  

Im Jahr 2017 hat die LEAG mehr als 15 Millionen Euro zum Schutz der Umwelt investiert. 

(vgl. Lausitz Energie Bergbau AG und Lausitz Energie Kraftwerk AG 2018, S. 18–22, 

2019a, S. 7). Und auch für die ausgekohlten Tagebaue liegen Planungen vor. So ver-

wandelten sich bereits einige Restlöcher zu Erholungsorten, in dem die Gruben mit Was-

ser aus naheliegenden Flüssen geflutet wurden. So entsteht in der Lausitz nach und 

nach eine attraktive Seenlandschaft und mit der Flutung des ehemaligen Tagebaus Cott-

bus-Nord soll der zukünftig größte See Brandenburgs auch Touristen in die Region lo-

cken (vgl. Hertzer 2015). Die LEAG zeigt mit ihren Handlungen, dass sie sich ihrer ge-

sellschaftlichen Verantwortung durchaus bewusst ist. Bei der Realisierung der Vorhaben 

wird das Unternehmen von der Stiftung „Lausitzer Braunkohle“ unterstützt. Ihr Vorsitzen-

der ist gleichzeitig auch Personalvorstand der LEAG. Seit vielen Jahren engagiert sich 

das Unternehmen darüber hinaus für mehr Toleranz in der Gesellschaft und gegen 

Fremdenfeindlichkeit in der Region (Lausitz Energie Bergbau AG und Lausitz Energie 

Kraftwerk AG 2019b).  

2.1.2.2 Gesellschaftliche und Regionale Entwicklungen 

Die zahlreichen Schließungen und Umstrukturierungen des Reviers in den Folgejahren 

der Wiedervereinigung blieben natürlich auch für die Gesellschaft nicht ohne Konse-

quenzen. 1989 verdienten insgesamt 79.016 Beschäftigte mit der Lausitzer Braunkohle 

ihren Lohn. Doch mit der Wende wurde ein neuer Kurs eingeschlagen. Zur Jahrtausend-

wende waren bereits rund 70.000 Arbeitnehmer weniger im Braunkohlerevier beschäf-

tigt. Einige schieden aufgrund ihres Alters in den Ruhestand aus, andere haben sich neu 

orientiert, doch die Mehrheit verlor ihren Arbeitsplatz durch eine neue politische Ausrich-

tung. Derzeit arbeiten im Lausitzer Braunkohlerevier rund 8.000 Arbeitnehmer und mehr 

als 600 junge Menschen absolvieren hier ihre Ausbildung (vgl. Statistik der Kohlenwirt-

schaft e.V. 2018).    

Doch vom Abbau und Verwertung der Braunkohle sind nicht nur Beschäftigte der LEAG 

abhängig. Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (2019, S. 

74) geht davon aus, dass laut „[…] nachvollziehbaren Schätzungen noch einmal rund 
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500 Unternehmen mit ca. 16.000 Arbeitnehmern […] von der Kohle- und Energiewirt-

schaft abhängen […].“ Die LEAG selbst spricht von rund 3.300 Partnerfirmen, die für sie 

Dienstleistungen verschiedenster Arten erbringen. Durch die Kooperationen mit anderen 

Firmen und den Gehaltszahlungen an die eigenen Mitarbeiter ergibt sich nach Angaben 

des Unternehmens eine jährliche Wertschöpfung von rund 1,3 Milliarden Euro, was den 

Wert des Braunkohlesektors als Wirtschaftsstandort verdeutlicht. (vgl. Lausitz Energie 

Bergbau AG und Lausitz Energie Kraftwerk AG 2019a).  

Sieht man sich die Zahlen an, so ist unverkennbar, dass sich die Lausitz bereits seit 

vielen Jahren in einem anhaltenden Wandel befindet. Tausende ehemalige Beschäftigte, 

für die es in der Braunkohleindustrie keine Zukunft mehr gab, mussten sich einen neuen 

Arbeitgeber suchen. Diesen fanden sie jedoch häufig nur außerhalb der Lausitz. Die 

Folge für die Region war ein massiver Einwohnerschwund. 1990 lebten in der Lausitz 

noch 1,4 Millionen Menschen. 2012 waren es laut einem Gutachten des ifo Instituts nur 

noch 1,1 Millionen, ein Rückgang um 22 Prozent innerhalb von zwei Jahrzehnten (vgl. 

Kluge et al. 2014, S. 75). Bis heute hat sich an der negativen demographischen Tendenz 

nichts geändert.  

Es gibt demzufolge eine Menge Herausforderungen, denen sich die Region in den kom-

menden Jahrzehnten stellen muss. Um die Grundlagen für eine erfolgreiche Zukunft zu 

schaffen, werden vornehmlich Investitionen in den Bereichen Breitbandausbau und Nah- 

und Fernverkehr notwendig sein, denn dort gibt es einen besonders großen Handlungs-

bedarf. Auch mit Blick auf sich neu ansiedelnde Industrien oder Wachstumsbranchen 

sieht man zumindest in der nahe Zukunft keinen gleichwertigen Ersatz zum Braunkohle-

sektor aufkommen. Generell ist die Lausitz von einer schwachen Innovationskraft ge-

prägt, wird im Abschlussbericht der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-

schäftigung“ festgehalten. Indikatoren dafür sind beispielsweise die geringe Anzahl von 

Beschäftigten im Bereich Forschung und Entwicklung und es gibt im Vergleich zum Bun-

desdurchschnitt in der Lausitz eine deutlich geringere Gründungstätigkeit. Dazu tragen 

auch die kleinbetriebliche Struktur in der regionalen Wirtschaft und die geringe Dichte an 

Universitäten und Forschungseinrichtungen bei. Doch es gibt Hoffnungsträger. So ist in 

den beiden Städten Görlitz und Cottbus bereits eine gute Forschungsinfrastruktur vor-

handen, die in der Folge auch zu einer erhöhten Gründungstätigkeit führt (vgl. Kommis-

sion "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" 2019, S. 53f.).  

Die Region steht ohne Frage vor richtungsweisenden Jahren und es braucht für eine 

erfolgreiche Bewältigung aller Herausforderungen einen klaren Plan, um die Attraktivität 

und die Wettberwerbsfähigkeit der Lausitz nachhaltig zu stärken. Entsprechend intensiv 

und kontrovers wird die Diskussion von verschiedensten Organisationen geführt. Die In-

teressengruppen stehen im Fokus des nachfolgenden Kapitels.  
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2.2 Interessengruppen und das Lausitzer Braunkohlerevier 

Lobbyismus und Interessenvertretung sind in Deutschland längst keine Fremdwörter 

mehr. Die wenigsten haben, angesprochen auf diese Themen, gar keine Vorstellung 

worum es sich handelt. Lobbyismus ist ohne Frage ein fester Bestandteil der deutschen 

Politik. Dies wurde dem Bürger nicht zuletzt durch den „Abgasskandal“ und der darauf-

folgenden Diskussion über Softwareupdates und Hardwarenachrüstungen verdeutlicht. 

Doch die Geschichte des Lobbyismus und der Vertretung von Interessen ist mindestens 

genauso alt wie die Geschichte der Demokratie und der damit einhergehenden Idee, die 

Gesellschaft an politischen Prozessen mitwirken zu lassen. Unvermeidbare Konsequenz 

aus der Beteiligung der Massen ist allerdings, dass Interessengruppen mit ihren Forde-

rungen kollidieren. Zur Veranschaulichung des Aufeinandertreffens von Interessengrup-

pen soll in der vorliegenden Arbeit das Lausitzer Braunkohlerevier im Mittelpunkt stehen.  

Auf den nachfolgenden Seiten dieses Kapitels soll zu Beginn grundlegend erläutert wer-

den, was unter dem Begriff der Interessengruppe zu verstehen ist und welche Bedeutung 

hinter den Bezeichnungen „Lobbyismus“ und „Interessenvertretung“ steckt. Des Weite-

ren wird dem Leser dargelegt, wie man die Vielzahl von Interessenvertretungen katego-

risieren kann. Dadurch erhält man einen groben Überblick über die Tätigkeitsfelder, in 

denen die Organisationen aktiv sind.  

Anschließend werden jene Interessengruppen näher untersucht, welche mit ihren For-

derungen Einfluss auf klimapolitische Entscheidungen nehmen wollen, die das Lausitzer 

Braunkohlerevier betreffen. Dabei werden die Beteiligten vorgestellt und es wird heraus-

gestellt, ob sich die jeweilige Interessengruppen eher für ein Bestehen des Reviers oder 

gegen eine Weiterführung der Tätigkeiten aussprechen und welche Forderungen und 

Interessen die Vereinigungen verfolgen.  

2.2.1 Interessenvertretung und Lobbyismus  

Um sich dieser Thematik anzunähern ist es hilfreich, sich an erster Stelle die Frage zu 

stellen, wodurch sich jene Vereinigungen, die Interessengruppen, im deutschen Rechts-

staat legitimieren. Artikel 9 des Grundgesetzes gibt jedem Deutschen das Recht, im 

Rahmen der Gesetze einen Verein zu bilden. Ist damit jeder kleine Dorfverein nun auto-

matisch eine Interessengruppe? In der Literatur findet sich in Bezug auf  Interessengrup-

pen keine allgemeingültige Definition. Vielmehr gibt es eine Reihe von Merkmalen, die 

bei verschiedenen Autoren immer wiederkehren. Peter Lösche beschreibt Interessen-

gruppen zum Beispiel wie folgt: 

Als Interessengruppe kann ein Ensemble von Menschen begriffen werden, das 
durch gemeinsame Merkmale – z.B. gleiche berufliche Tätigkeit, Klassenzugehörig-
keit, gemeinsames religiöses Bekenntnis oder gleiche Wohngegend – gekennzeich-
net ist und das in einem konkreten politischen und sozialen Zusammenhang sein 
spezifisches Interesse vertritt. Eine Interessengruppe ist mithin eine solche, die ein 
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angebbares Interesse aktiv vertritt (ein soziales, ökonomisches, kulturelles oder an-
deres) und dieses Interesse gegenüber anderen Gruppen mit abweichenden oder 
konträren Interessen oder auch gegenüber dem Staat und seinen Institutionen und 
Verfassungsorganen durchzusetzen sucht. (Lösche 2007, S. 14) 

Da ein Dorfverein unbestritten ein Ensemble von Menschen mit gemeinsamen Interes-

sen darstellt, wird er folglich in dem Moment zu einer Interessengruppe, wenn seine Mit-

glieder ihre Interessen aktiv nach außen gegenüber einem anderen Akteur, zum Beispiel 

dem Staat, vertreten. Dies wäre beispielsweise in dem Moment der Fall, wenn sich Ver-

einsmitglieder auf kommunaler Ebene bei Gemeinderatsmitgliedern für den Bau einer 

neuen Sportanlage einsetzen und versuchen, den Gemeinderatsbeschluss zu ihren 

Gunsten zu beeinflussen. Damit vertritt der Verein ein aktives Interesse nach außen und 

wird als Interessengruppe tätig. Daraus lässt sich schließen, dass auch auf kommunaler 

Ebene Vereine zu Interessengruppen werden können.  

Die Funktionen von Interessengruppen lassen sich grundsätzlich auch mit den Eigen-

schaften von Interessenverbänden erläutern. Durch den Begriff „Verband“ wird lediglich 

die Eigenschaft einer festen bürokratischen Organisationsstruktur hervorgehoben. Da-

von abgesehen, können beide Organisationsformen im Wesentlichen anhand folgender 

drei Merkmale beschrieben werden (vgl. ebd., S. 19f.; vgl. Speth 2006, S. 40):  

1. Zusammenschlüsse wirtschaftlicher, gesellschaftlicher oder kultureller Gruppen 

basierend auf einer freiwilligen Mitgliedschaft  

2. Artikulation von gemeinsamen Interessen gegenüber Außenstehenden mit dem 

Ziel direkt oder indirekt politische Entscheidungsprozesse zu beeinflussen 

3. Interne Aggregation sowohl homogener als auch heterogener Interessen  

Thomas Leif und Rudolf Speth machen in ihrem Buch „Die fünfte Gewalt – Lobbyismus 

in Deutschland“ (2006) außerdem auf einen wichtigen begrifflichen Unterschied auf-

merksam. Und zwar müssen die Begriffe „Lobbying“ und „Interessenvertretung“ differen-

ziert betrachtet werden. Beide Funktionen können von Interessengruppen wahrgenom-

men werden. Allerdings ist unter Interessenvertretung eher die abstrakte Darstellung von 

Interessen gegenüber der politischen Öffentlichkeit zu verstehen. Oft werden damit 

grundsätzliche Werte oder ideologische Vorstellungen artikuliert. Dies geschieht dann 

häufig in Form von öffentlichen Kundgebungen, Protesten oder medienwirksamen Dar-

stellungen. Beim Lobbying handelt es sich dagegen um eine spezialisiertere Art der In-

teressenvertretung. Im Mittelpunkt steht dabei nicht die Artikulation über die Öffentlich-

keit, sondern die konkrete Durchsetzung der Forderungen und Interessen im politischen 

Prozess. „Lobbying zielt auf die Beeinflussung oder Verhinderung konkreter Gesetzes-

vorhaben“ (Leif und Speth 2006, S. 14). Eine Möglichkeit der Interessenartikulation ist 

hierbei das persönliche Gespräch.  
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Verbände und Vereine sind in vielen gesellschaftlichen Bereichen aktiv. Von der Bun-

desvereinigung Deutscher Apotherverbände e.V. über den Deutschen Fußballbund bis 

hin zum Zweirad-Industrie-Verband e.V. Deutschlandweit gab es nach Angaben des 

Deutschen Verbände Forums (vgl. Richter 2018) im Jahr 2018 rund 15.000 Verbände 

und mehr als 600.000 Vereine. Um diese Vielzahl an Vereinigungen zu typologisieren 

und sie damit einer bestimmten Kategorie zuordnen zu können, wurden bereits verschie-

dene Methoden angewendet. Wissenschaftlicher Konsens wurde gefunden, als man den 

Versuch unternahm, die Verbände und Vereinigungen nach ihren Handlungsfeldern zu 

kategorisieren. Dabei werden Vereinigungen wie folgt klassifiziert (vgl. Pötzsch 2009, S. 

45f.; vgl. Lösche 2007, S. 41f.; vgl. Bender et al. 2004, S. 13):  

 Vereinigungen im Wirtschaftsleben und in der Arbeitswelt 

Darunter sind Vereinigungen von Produzenten, Verbrauchern, Berufen, Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern zu verstehen. Dies sind unter anderem die Gerwerk-

schaften (z.B. IG Metall, ver.di), Kammern (z.B. IHK) und Unternehmensver-

bände (z.B. BDI).  

 Vereinigungen mit sozialen Zielen 

Hierzu zählen Organisationen, die sich im sozialen Sektor engagieren, be-

stimmte Personengruppen unterstützen oder die Selbsthilfe organsisieren. Ge-

meinsames Merkmal ist ihr Hilfscharakter (z.B. DRK, Freiwillige Feuerwehr). 

 Vereinigungen im Bereich Freizeit und Erholung 

Unter dieser Kategorie sammeln sich alle Verbände aus den Bereichen Sport, 

Hobby, Geselligkeit usw. (z.B. DFB, Deutscher Olympischer Sportbund). 

 Vereinigungen in den Bereichen Kultur und Wissenschaft 

Darunter sind Organisationen zu verstehen, die sich für die Förderung von kultu-

rellen oder wissenschaftlichen Themen einsetzen. Ihre Einschätzungen werden 

auch bei einigen politischen Entscheidungen einbezogen (z.B. Deutsche Akade-

mie der Technikwissenschaften, Deutscher Kulturrat e.V.). 

 Vereinigungen mit ideellen und gesellschaftspolitischen Zielsetzungen 

Diesen Organisationen ist ihre Wertorientierung gemein. Oft handelt es sich da-

bei um sogenannte Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die sich für gesell-

schaftliche Ziele einsetzen und durch zivilgesellschaftliche Zusammenschlüsse 

zustande gekommen sind (z.B. Umweltorganisationen, Amnesty International). 

Im Folgenden sollen die Vereinigungen mit ideelen und gesellschaftspolitischen Zielset-

zungen etwas näher analysiert werden, da diese Organisationen einen seit Jahren stei-
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genden Trend erfahren. Wie im fünften Punkt bereits erläutert wurde, treten diese Orga-

nisationen für gesellschaftliche Interessen ein. Sie charakterisieren sich dadurch, dass 

sie sich nach eigenen Angaben für das Gemeinwohl einsetzen und machen häufig auf 

Missstände und Themen aufmerksam, die die Politik ihrer Ansicht nach vernachlässigt. 

Einige der bekanntesten Organisationen sind hierbei Greenpeace, Transparency Inter-

national oder auch Amnesty International. Es ist zu verzeichnen, dass diese Interessen-

gruppen einen stetigen Mitgliederzuwachs verzeichnen, wohingegen die klassischen 

Verbände und Gewerkschaften zunehmend Probleme haben, ihre Mitglieder zufrieden-

zustellen und mit einem Mitgliederschwund zu kämpfen haben (vgl. Lösche 2007, S. 

115–119; vgl. Roose 2006, S. 273f.).  

Besonders die Umweltorganisationen haben in den letzten Jahrzehnten immer mehr an 

Bedeutung gewonnen. Ein Grund dafür ist, dass es in der Gesellschaft einen zunehmen-

den Konsens darüber gibt, dass Umweltschutzmaßnahmen ergriffen werden müssen, 

um den Planeten vor mutmaßlich schwerwiegenden Folgen zu bewahren. Dabei ist nicht 

nur von Großorganisationen wie Greenpeace die Rede, sondern auch von vielen kleine-

ren Vereinigungen die ein eher lokales Thema zum Anliegen haben. Allgemein ist es ein 

Merkmal der ideelen und gesellschaftspolitischen Vereinigungen, dass sie sowohl auf 

der großen Bühne, also national und international, als auch auf der regionalen Ebene 

präsent sind.  

2.2.2 Vereinigungen mit einem Interesse am Lausitzer Braunkohlerevier  

Einleitend für dieses Kapitel muss festgehalten werden, dass es in der deutschen Ver-

bandslandschaft und auch darüber hinaus eine kaum überschaubare Menge an Organi-

sationen gibt. Bei einer Anzahl von insgesamt rund 600.000 Vereinen ist es nicht mög-

lich, alle Vereinigungen herauszufiltern, die auf eine beliebige Art mit dem Lausitzer 

Braunkohlerevier in Verbindung gebracht werden könnten. Dies ist auch nicht der An-

spruch der vorliegenden Arbeit. Dem Leser soll im Folgenden ein Überblick über die, aus 

Sicht des Verfassers, wichtigsten Akteure gegeben werden. Dabei handelt es sich um 

diejenigen Interessengruppen, welche mit ihren Tätigkeiten besonderen Einfluss auf das 

Bestehen des Lausitzer Braunkohlereviers nehmen. Die Interessengruppen können da-

bei den Kategorien „Tendenzielle Unterstützer der Braunkohleindustrie“ und „Tendenzi-

elle Gegner der Braunkohleindustrie“ zugeordnet werden. Eine klare Unterscheidung in 

„Unterstützer“ und „Gegner“ der Braunkohleindustrie würde einigen Interessengruppen 

nicht gerecht werden. Dies wird im Laufe der Arbeit noch deutlich werden. 
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2.2.2.1 Tendenzielle Unterstützer der Braunkohleindustrie  

2.2.2.1.1 BDI 

Der Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. (BDI) ist der Spitzenverband der deut-

schen Industrieunternehmen und industrienahen Dienstleister. Er beschäftigt sich mit 

einer Vielzahl von Themenbereichen, darunter auch Fragen rund um das Thema Ener-

gie- und Umweltpolitik.  

Der Verband zählt insgesamt 39 Mitglieder, darunter 34 Wirtschaftsverbände und fünf 

Arbeitsgemeinschaften. Er gilt für die industrielle Branche als die wichtigste Interessen-

vertretung in Deutschland (vgl. Haacke 2006, S. 173). Dr. Helmar Rendez, Vorstands-

vorsitzender der LEAG, ist ein Präsidialmitglied im BDI. Gemäß der Satzung des BDI ist 

es Einzelunternehmen oder Konzernen nicht möglich dem BDI beizutreten. Unterneh-

men können folglich ihre Interessen nur mittelbar an den BDI richten, indem sie den 

Mitgliedsverbänden angehören. Insgesamt 15 Landesvertretungen sorgen für die regio-

nale Präsenz des BDI. Durch seine Eigenschaft als Spitzenverband spricht der BDI in 

Deutschland für rund acht Millionen Beschäftigte und mehr als 100.000 Unternehmen 

(vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 2016). Dieser Rückhalt verleiht dem 

Verband die Möglichkeit, seine Interessen gegenüber den wichtigsten politischen Akteu-

ren zu artikulieren. Als Sprachrohr der industriellen Wirtschaft setzt er sich auch für die 

Interessen des Braunkohlesektors ein, hat aber dennoch die Situation der Gesamtin-

dustrie im Blick. Dabei betont der BDI immer wieder die Bedeutung der Stromversor-

gungssicherheit und das die Strompreise für alle Verbraucher bezahlbar bleiben müs-

sen. In Verbindung mit diesen Aussagen warnt er vor einem überstürzten Kohleausstieg 

und fordert vorab einen Aufbau gleichwertiger Beschäftigung für die betroffenen Arbeit-

nehmer in den Regionen (vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 19.10.2018, 

26.10.2017).  

2.2.2.1.2 DEBRIV  

Der Deutsche Braunkohlen-Industrie-Verein e.V. ist die Interessenvertretung aller Unter-

nehmen, „die Braunkohle gewinnen, verarbeiten oder sich mit der Braunkohlensanierung 

in den neuen Ländern befassen. Darüber hinaus gibt es viele Mitglieder, die als Zuliefe-

rer oder Unternehmerfirmen in der Braunkohlenindustrie tätig sind“ (Deutscher Braun-

kohlen-Industrie-Verein e.V. 2019). Er tritt als Bundesverband für Braunkohle auf und ist 

in dieser Funktion der Fachverband der Braunkohlebranche. Folglich vertritt er auch die 

Interessen der vier deutschen Braunkohlereviere, darunter das Lausitzer Revier. 

Ihm gehören insgesamt 31 Unternehmen an. Vorstandsvorsitzender ist Dr. Helmar Ren-

dez, welcher die gleiche Funktion beim Betreiber des Lausitzer Braunkohlereviers inne-



 

15 
 

hat. Aufgabe des DEBRIV ist es, die Belange und Anliegen der Braunkohleindustrie ge-

genüber den politischen Akteuren zu artikulieren. Neben allgemeinen Themenbereichen 

wie der Wirtschafts-, Energie- und Umweltpolitik, bei denen der Verein Präsenz zeigt, 

muss er vor allem neue Gesetzesvorhaben im Blick haben und erkennen, wann die In-

teressen seiner Mitglieder in Gefahr sein könnten. Auf die Arbeitsweise der Interessen-

vertretungen wird im nächsten Kapitel noch einmal expliziter eingegangen.  

Der DEBRIV ist Mitglied in der Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V. (VRB), in der 

Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin und Brandenburg e.V. (UVB) und in 

der Vereinigung der Sächsischen Wirtschaft e.V. (VSW). Dadurch ist er auch mittelbarer 

Angehöriger im BDI. Außerdem gehört der Verein der Bundesvereinigung der Deutschen 

Arbeitgeberverbände (BDA) und dem Europäischen Stein- und Braunkohleverband „Eu-

racoal“ als aktives Mitglied an. Der Verband ist also sowohl mittelbar als auch unmittelbar 

in vielen Spitzenorganisationen aktiv. Abschließend soll nicht unerwähnt bleiben, dass 

der DEBRIV ein Gründungsmitglied der „Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen“ (AGEB) 

ist. Die AGEB stellt wichtige energiewirtschaftliche Basisdaten zur Verfügung, die zum 

Beispiel für die Erstellung des deutschen Emissionsberichtes und für das Monitoring der 

Energiewende von großer Bedeutung sind.  

Unverkennbar hat der DEBRIV ein Interesse daran, dass die Braunkohle auch in Zukunft 

ein bedeutender Energieträger Deutschlands bleibt (vgl. ebd.). Besonders der Vor-

standsvorsitzende betont immer wieder die Relevanz der Braunkohle als heimischer 

Energieträger und sieht in dem steigenden Anteil der erneuerbaren Energien am Strom-

mix eine Gefahr für die Versorgungssicherheit. Der DEBRIV fordert von der Politik einen 

fairen Strukturwandel für die Reviere, der die Menschen und Unternehmen in den Regi-

onen berücksichtigt und stellt sich klar gegen einen schnellen Ausstieg aus der Braun-

kohle. Außerdem sieht der Verband bei einer frühzeitigen Energiewende und einer damit 

verbundenen Abkehr von der Braunkohle die Stabilität und Zumutbarkeit der Strom-

preise in Gefahr (vgl. Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein e.V. 07.06.2018).  

Für die Betreiber der deutschen Braunkohlereviere stellt der Verband vor allem eine 

wichtige Verknüpfung zur politischen Ebene dar.  

2.2.2.1.3 IG BCE 

Die Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) ist eine von acht Ge-

werkschaften die im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) organisiert sind. Dabei kön-

nen ihr gemäß Satzung unter anderem Unternehmen aus der Glas-, Kunststoff- und 

Energiebranche und vielen weiteren Industriebereichen beitreten. Die Interessen der Ar-

beitnehmer des Lausitzer Braunkohlereviers werden ebenfalls durch die IG BCE vertre-

ten. Sie hat ihren Hauptsitz in Hannover und zählt rund 630.000 Mitglieder, wobei sich 

die Organisation von den regionalen Ortsgruppen und sogenannten Vertrauenskörpern 
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in den Betrieben, über die Landesvertretungen bis hin zum bundesweiten Gewerk-

schaftskongress und Hauptvorstand aufbaut.  

Hauptzweck der IG BCE ist die Verhandlung mit den Arbeitgebern der Branchen über 

tarifliche Einheitsverträge. Dabei macht sich die Gewerkschaft für die Interessen der Ar-

beitnehmer stark und verhandelt beispielsweise die Anzahl der Urlaubstage und die 

Höhe der Gehälter und Löhne aus. Doch die Arbeit geht darüber hinaus. Die IG BCE 

macht sich ferner auch für eine stabile wirtschaftliche und industrielle Entwicklung in 

Deutschland stark, damit die Arbeitsplätze der Beschäftigten auch in Zukunft gesichert 

sind. Zur Erreichung ihrer Ziele arbeitet die Gewerkschaft mit Stiftungen und Verbänden 

zusammen, um alle Aufgabenfelder sachgerecht abdecken zu können (vgl. IG Bergbau, 

Chemie, Energie 2017, 2019). In der Lausitz wird vor allem ein Erhalt der Arbeitsplätze 

im Braunkohlesektor gefordert. Dies bedeutet in erster Linie die Weiterführung der 

Braunkohleaktivitäten, doch auch die IG BCE ist sich bewusst, dass es zu einem Struk-

turwandel in der Region kommen wird. Dafür fordert sie die Schaffung von neuen indust-

riellen Arbeitsplätzen und ein nachhaltiges Zukunftskonzept für die Menschen in der Re-

gion. Einen schnellen Ausstieg aus der Braunkohle lehnt sie deshalb ab (vgl. IG Berg-

bau, Chemie, Energie 12.10.2018a). Dabei erhält sie Unterstützung von der Vereinten 

Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), welche sich ebenfalls für die Interessen der Be-

schäftigten im Braunkohlesektor engagiert.  

2.2.2.1.4 DIHK & IHK 

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. (DIHK) gehört neben dem BDI und 

der BDA zu den wirtschaftlichen Spitzenverbänden Deutschlands. Er vertritt als Dach-

verband die Interessen der Unternehmen aus den Bereichen Handel, Industrie und 

Dienstleistung und vereint auf Bundesebene 79 Industrie- und Handelskammern (IHKs). 

Ziel des DIHK ist nach eigenen Angaben das Schaffen von „Besten Bedingungen für 

erfolgreiches Wirtschaften“ (Deutscher Industrie- und Handelskammertag e. V. 2019).  

Für die Interessen der Lausitzer Unternehmen sprechen sich vor Ort die IHK Cottbus 

und die IHK Dresden aus. Zusammen setzen sie sich für einen fairen Strukturwandel mit 

dem Ziel einer „Kompensation sinkender bzw. wegfallender Wertschöpfung durch die 

Sicherung bestehender und die Schaffung neuer, hochwertiger und zukunftssicherer In-

dustriearbeitsplätze“ ein. Für eine erfolgreiche Strukturentwicklung in der Lausitz fordern 

sie unter anderem folgende Maßnahmen: Ausbau der Digital- und Verkehrsinfrastruktur, 

intensive und professionelle Investorenwerbung, Ansiedelung von Forschung und Wis-

senschaft und eine allgemeine Sicherung des Industriestandorts Lausitz (Industrie- und 

Handelskammer Cottbus; Industrie- und Handelskammer Dresden 16.11.2018).  
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2.2.2.1.5 Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 

Der Verein Pro Lausitzer Braunkohle e.V. setzt sich, wie es sein Name bereits vermuten 

lässt, für eine langfristige Perspektive der Braunkohleindustrie in der Lausitz ein. Die 

Vereinigung fordert für die Beschäftigten Planungssicherheit für die Zukunft und setzt 

sich für einen Strukturwandel ein, bei dem die Lausitz weiterhin eine „wirtschaftsstarke 

und lebenswerte Industrieregion“ bleibt (Pro Lausitzer Braunkohle e.V.). 

Der Verein unterscheidet sich von den bereits vorgestellten Interessenvertretern in meh-

reren Hinsichten. Er hat seinen Sitz in Cottbus und damit in unmittelbarer Nähe zum 

Lausitzer Braunkohlerevier und betitelt sich selbst als „heimatverbundene Bürgerbewe-

gung“ (Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 2019b). Er zeichnet sich durch seine Nähe zur 

Region aus und fungiert auf Grund dessen als bedeutendes Sprachrohr. 

Partner der Vereinigung Pro Lausitzer Braunkohle e.V. sind überwiegend heimische Un-

ternehmen, Verbände und Vereine, was die Relevanz des Vereins als regionale Interes-

senvertretung verdeutlicht. Unterstützung gibt es außerdem vom Betreiber des Lausitzer 

Braunkohlereviers und von der IG BCE (vgl. Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 2019a). Zu-

dem sind zwei Vorstände des Vereins Pro Lausitzer Braunkohle e.V. gleichzeitig auch 

als Vorstände in der Bezirksvertretung der IG BCE in Cottbus tätig (vgl. IG Bergbau, 

Chemie, Energie - Bezirk Cottbus 2017; vgl. Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 2019b).   

Zusammen sprechen sich die Interessengruppen gegen einen schnellen Ausstieg aus 

der Braunkohle aus und fordern einen sauberen Strukturwandel. Die Lausitz soll ein be-

deutender Wirtschaftsstandort mit hochwertigen Arbeitsplätzen bleiben und Arbeitneh-

mern eine ernsthafte Perspektive für die Zukunft bieten können.    

2.2.2.1.6 Die Lausitzrunde  

Eine besondere Form der Interessenvertretung stellt die sogenannte „Lausitzrunde“ dar. 

Dabei handelt es sich nicht um einen Verein, sondern um ein Bündnis zwischen demo-

kratisch legitimierten Volksvertretern aus der brandenburgischen und der sächsischen 

Lausitz. Die Legitimation zur Gründung eines solchen Bündnisses ziehen die Kommu-

nen, vertreten durch ihre Bürgermeister und Amtsräte, aus ihrem politischen Auftrag, das 

Gemeinwohl zu stärken und sich für ihre Wähler einzusetzen. Ihre Mitglieder sind kleine 

Gebietskörperschaften aus der Region, aber auch größere Städte wie Weißwasser und 

Spremberg sind Teil der Vereinigung. Die Mitgliedschaft beruht auf einer freiwilligen Ba-

sis und das Bündnis organisiert sich durch eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung. Der-

zeit zählt die Gemeinschaft 53 Mitgliedskommunen. Nach eigenen Angaben ist ein Zu-

sammenschluss dieser Art „bundesweit einmalig und ein Musterbeispiel der Demokratie“ 

(Lausitzrunde 2019a).  



 

18 
 

Anspruch der Gemeinschaft ist es, die Interessen der Lausitzer Bevölkerung zu vertreten 

und diese gegenüber den Ländern, dem Bund und auch den europäischen Institutionen 

zu artikulieren. Dabei möchte sie vor allem den anstehenden Strukturwandel gestalten 

und fordert unter anderem eine langfristig gesicherte Finanzierung für Entwicklungsmaß-

nahmen, Infrastrukturprojekte und Forschungszwecke. Der Zusammenschluss bekennt 

sich außerdem zu einer Strukturentwicklung mit der Lausitzer Braunkohle. Zentrales Ziel 

des Bündnisses ist die Lausitz als „Europäische Modellregion für den Strukturwandel“ 

zu etablieren. Dieser Status würde vor allem eine besondere wirtschaftliche Förderung 

der Region erlauben und den Weg für notwendige Investitionen erleichtern (vgl. Lausitz-

runde 2019b). Das Lausitzer Braunkohlerevier möchte die Vereinigung dabei kurz- und 

mittelfristig nicht aufgeben und fordert zuerst die Schaffung ernsthafter Alternativen für 

die Region.  

Fraglich ist nun noch, ob es sich bei der Lausitzrunde überhaupt um eine Interessen-

gruppe handelt. Immerhin sind ihre Mitglieder demokratisch legitimierte Volksvertreter 

und können somit als staatliche Institutionen selbst Adressaten von Lobbytätigkeiten 

werden. In erster Linie ist festzustellen, dass keines der fünf Handlungsfelder aus Ab-

schnitt 2.2.1 für die Lausitzrunde zutreffend ist. Vielmehr handelt es sich hierbei um ei-

nen „Verband von Körperschaften öffentlichen Rechts“ (Lösche 2007, S. 42). Diese Or-

ganisationsform ist ein Sonderfall und wurde deshalb im Abschnitt 2.2.1 nicht berück-

sichtigt. Außerdem gibt es unter Wissenschaftlern in Deutschland keinen Konsens dar-

über, ob staatliche Institutionen als eigene Lobbyorganisationen auftreten können, denn 

unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten werden alle staatlichen Institutionen 

vom selben Souverän, und zwar dem Volk, gewählt. In den USA wurde diese Frage 

bereits mit einem klaren „ja“ beantwortet (vgl. ebd.).  

Der Verfasser ist der Ansicht, dass es sich in der politischen Praxis um keine Seltenheit 

handelt, wenn staatliche Vertreter mit ihren Interessen kollidieren und sich jeweils für 

ihre Interessen und Forderungen starkmachen. Im vorliegenden Fall setzt sich die Lau-

sitzrunde für die spezifischen Interessen der Lausitzer Bevölkerung auf Bundes- und 

europäischer Ebene ein und versucht damit, politischen Entscheidungen zu beeinflus-

sen. Auf Grund der offenen Diskussion kommt der Verfasser zu dem Entschluss, dass 

es sich bei der Lausitzrunde um eine Interessengruppe handelt, da sie jegliche Merkmale 

aus dem Abschnitt 2.2.1 erfüllt.  

2.2.2.1.7 Weitere Interessengruppen 

Wie bereits in der Einleitung dieses Kapitels beschrieben wurde, gibt es unzählig viele 

Vereinigungen, welche sich für die Braunkohle einsetzen und verständlicherweise kann 

dabei in der vorliegenden Arbeit nicht jeder Verein berücksichtigt werden. Im Folgenden 
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werden in Kurzform ein paar weitere Interessengruppen vorgestellt, welche sich eben-

falls für einen vorläufigen Erhalt der Braunkohleindustrie aussprechen. Dabei können die 

Interessengruppen unterschiedliche Beweggründe für ihre Ansichten haben.  

Der Deutsche Gewerkschaftsbund ist die Dachorganisation von insgesamt acht Gewerk-

schaften und damit die gemeinsame Stimme von rund sechs Millionen Gewerkschaftern.  

Mitglied ist unter anderem die IG BCE. Unter anderem erstellt der DGB Stellungnahmen 

zu Gesetzesentwürfen der Bundesregierung und Gutachten zu politischen Fragestellun-

gen. Als Interessenvertreter der Arbeitnehmer spricht er auch für die Beschäftigten des 

Lausitzer Braunkohlereviers, welche Mitglieder in der IG BCE sind. Dies führt dazu, dass 

sich der DGB nicht grundsätzlich gegen einen Kohleausstieg ausspricht. Vielmehr for-

dert er für die Arbeitnehmer der Branche einen sozial gerechten Strukturwandel mit einer 

neuen hochwertigen Beschäftigung und Perspektiven für die Region. Doch solange dies 

nicht gesichert ist, stellt sich der Gewerkschaftsbund gegen einen voreiligen Kohleaus-

stieg (vgl. Körzell 2019).  

Ein weiterer Interessenverband welcher beim Thema Braunkohle aktiv ist, ist die BDA. 

Sie gilt als arbeits- und sozialpolitischer Spitzenverband der deutschen Wirtschaft und 

setzt sich folglich auch für die Interessen der Unternehmen ein. Als Vertreter der deut-

schen Wirtschaft hat der Verband ein Interesse an einer wachsenden und starken Volks-

wirtschaft. Für die Unternehmen ist dabei ein stabiler und kostengünstiger Strompreis 

von nicht unerheblicher Bedeutung. Daher setzt sich die BDA für einen mittel- bis lang-

fristigen Erhalt der Braunkohleindustrie ein, da diese derzeit ein wichtiger Faktor für kos-

tengünstigen Strom ist (vgl. Kersting 2019).  

Ein weiterer Wirtschaftsverband der in der Diskussion noch zu nennen ist, ist die VRB. 

Der Verband vereint Unternehmen, Organisationen und Fachverbände aus den Berei-

chen der Stein- und Braunkohle, der metallischen Erze, weiterer Rohstoffe als auch 

bergbauverwandte Institutionen. 

Die VRB ist ihrerseits Mitglied in anderen Verbänden, unter anderem gehört sie dem BDI 

an. Aufgabe der VRB ist es dementsprechend die verschiedenen Interessen ihrer Mit-

glieder zu aggregieren und gegenüber dem BDI zu artikulieren. Sie nimmt damit eine 

wichtige Rolle als Vermittler ein, da die Unternehmen keine aktiven Mitglieder im BDI 

sind und ihre Anliegen über die Verbände an die entscheidenden Akteure bringen müs-

sen (vgl. Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V. 2019). Der Verband setzt sie sich 

eigens für eine langfristige Gewinnung heimischer Rohstoffe ein und unterstützt dabei 

explizit den Braunkohlesektor (vgl. Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V. 

29.09.2017). 
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2.2.2.2 Tendenzielle Gegner der Braunkohleindustrie  

2.2.2.2.1 Greenpeace 

Greenpeace (GP) gehört wohl zu den bekanntesten Umweltorganisationen der Welt. 

Dafür veranwortlich ist wahrscheinlich in erster Linie die ständige öffentliche Präsenz der 

Organisation, verbunden mit spektakulären Protestaktionen. Greenpeace zählt weltweit 

rund drei Millionen Unterstützer und ist in 26 Staaten vertreten. Die deutsche Vertretung 

von Greenpeace hat ihren Sitz in Hamburg und nach eigenen Angaben rund 590.000 

Fördermitglieder. Die Organisation finanziert sich fast ausschließlich aus Beiträgen und 

Spenden und nahm 2017 61 Millionen Euro ein (vgl. Greenpeace e.V. 2018, S. 21). 

Der Zweck des Vereins besteht in der „Förderung des Umwelt- und Tierschutzes sowie 

des Friedens und der Völkerverständigung. Greenpeace macht als international tätige 

ökologische Organisation die Probleme der Umwelt, insbesondere die globalen, bewusst 

und will so die Beeinträchtigung oder Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen von 

Menschen, Tieren und Pflanzen verhindern“ (Greenpeace e.V. 2017). Zur Verwirkli-

chung seiner Ziele betreibt der Verein vor allem Öffentlichkeitsarbeit in Form von Pro-

testen, Beratungen und durch Publizierung von Studien. Außerdem betreiben sie auf 

internationaler und nationaler Ebene aktiven Lobbyismus und versuchen ihre Forderun-

gen durchzusetzen. In Deutschland setzt sich Greenpeace seit vielen Jahren für eine 

schnelle Energiewende und den Klimaschutz ein. Greenpeace fordert beispielsweise 

deutschlandweit einen kompletten Kohleausstieg bis 2030 und ein Zulassungsverbot für 

PKW mit Verbrennungsmotor ab 2025 (vgl. Greenpeace e.V. 2019). Greenpeace-Ge-

schäftsführer Martin Kaiser ist sich allerdings auch bewusst, dass die betroffenen Regi-

onen für einen Kohleausstieg finanzielle Unterstützung zur Bewältigung des Struktur-

wandels benötigen. Diese könne jedoch nur zugesagt werden, wenn auch ein fest ter-

minierter Ausstiegsplan der Reviere vorliegt: „Wer zu Recht Milliarden fordert für den 

Strukturwandel, der muss auch bereit sein, diesen Wandel mit schlüssigen Konzepten 

aktiv anzugehen. Geld jetzt, abschalten irgendwann, das funktioniert nicht.“ (Siegel 

2019).  

Es wird deutlich, dass sich Greenpeace gegen eine Weiterführung der Braunkohlewirt-

schaft einsetzt und einen Ausstieg aus der Braunkohle fordert.  

2.2.2.2.2 BUND 

Eine weitere Umwelt- und Naturschutzorganisation ist der Bund für Umwelt und Natur-

schutz Deutschland e.V. (BUND). Der BUND ist föderativ organisiert, es gibt 16 Landes-

vertretungen und insgesamt rund 2.000 lokale BUND-Gruppen, welche verschiedene 

Aufgaben wahrnehmen und sich für unterschiedliche Interessen starkmachen. Etwa 

593.000 Mitglieder und Spender zählt der Verein heute, was ihm deutschlandweit zu 
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einem der größten Umweltverbände macht. Finanziell ist der BUND auf Mitgliedsbei-

träge und Spenden von Unterstützern angewiesen. Im Jahr 2017 hatte der Verein ein 

Finanzbudget in Höhe von 30,2 Millionen Euro. 

Der Verein setzt sich unter anderem für „die Schaffung und Erhaltung einer menschen-

würdigen Umwelt in einer das Leben fördernden gesunden Landschaft“ und eine „ökolo-

gische Erneuerung“ Deutschlands ein (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

e.V. 2017, S. 1, 2018, S. 2). Des Weiteren spricht er sich audrücklich für einen Ausbau 

der erneuerbaren Energien aus und fordert den Ausstieg aus der Braunkohleindustrie. 

Als betroffene Landesvertretungen sind besonders der BUND Brandenburg e.V. (BUND 

Brandeburg) und der BUND Sachsen e.V. (BUND Sachsen) vor Ort aktiv und artikulieren 

ihre Interessen gegenüber den politischen Entscheidungsträgern. Zu den Forderungen 

zählt dabei ein Braunkohleausstieg bis zum Jahr 2030 und die Revierbetreiber sollen für 

sämtliche „Braunkohle-Folgekosten“ aufkommen, nicht die Gesellschaft. Die Landesver-

tretungen fordern außerdem einen zeitnahen Strukturwandel für die Lausitz, um verlo-

rene Arbeitsplätze kompensieren und die Energiewende vorantreiben zu können (vgl. 

BUND Brandenburg e.V. 2019; vgl. BUND Sachsen e.V. 2019). 

2.2.2.2.3 NABU 

Der Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU) ist ein weiterer Umweltverband, welcher 

mit seiner Arbeit auf der gesamten Bundesebene präsent ist. Der NABU ist förderalis-

tisch organisiert und unterhält in jedem Bundesland eine Landesvertretung. Ausnahme 

ist der Freistaat Bayern, in dem der NABU mit dem Landesbund für Vogelschutz e.V. 

(LBV) kooperiert. Grundstein des Naturschutzbundes stellen die rund 616.000 Mitglieder 

und ca. 2.000 Orts- bzw. Kreisgruppen dar, in denen lokale Angelegenheiten vor Ort 

diskutiert werden. Der Verein finanziert sich zum Großteil aus Mitgliedsbeiträgen, Spen-

den und Zuschüssen, womit er im Jahr 2017 ein Finanzbudget von rund 44,5 Millionen 

Euro zur Verfügung hatte (vgl. Pieper und Bindig 2017).  

Auf der Agenda des Vereins stehen unter anderem der Tier- und Pflanzenschutz, der 

Klimaschutz und die Förderung des Naturschutzes. Seine Ziele und Interessen verwirk-

licht der NABU dabei auf unterschiedliche Art und Weisen. Er unterhält beispielsweise 

eigene Forschungsinstitute, ist politisch engagiert, veröffentlicht Informationsbroschüren 

und wird als staatlich anerkannter Naturschutzverband auch bei Gestzesentwürfen mit 

Eingriffen in den Naturhaushalt angehört und beteiligt (vgl. NABU e.V. 2017).  

Als Umweltvereinigung setzt sich der NABU explizit für einen zeitnahen Ausstieg aus der 

Braunkohleindustrie ein. Ohne eine schnelle Energiewende und den Umstieg auf erneu-

erbare Energien sei es sonst nicht möglich, die umweltpolitischen Ziele Deutschlands 

einzuhalten. Der Verein fordert daher in einem Positionspapier den Kohleausstieg bis 

spätestens 2035 und eine vorzeitige Stilllegung der ältesten Braunkohlekraftwerke bis 
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2020. Damit einhergehen soll die Umstellung der gesamten Industrie, hin zu einer nach-

haltigen und umweltfreundlichen deutschen Wirtschaft. Durch diese Maßnahmen werde 

die Energieeffizienz gesteigert und gleichzeitig der Energieverbrauch verringert. Des 

Weiteren sollen die Revierbetreiber verpflichtet werden, für alle Folgekosten des Kohle-

abbaus aufzukommen. In der Lausitz ist besonders der sächsische Landesverband des 

NABU aktiv und fordert obendrein einen zeitnahen Strukturwandel, um  notwendige In-

vestitionen für die Zeit nach der Braunkohle tätigen zu können (vgl. Mieritz und Scholz 

2018; vgl. NABU Sachsen e.V. 09.02.2018). Als einer der größten Umweltverbände 

Deutschlands ist der NABU mit seiner Position eines schnellen Kohleausstiegs ein wich-

tiger Vertreter und Verbündeter aller Umweltschutzorganisationen. 

2.2.2.2.4 NaturFreunde Deutschlands 

Mit dem Verein „NaturFreunde Deutschlands, Verband für Umweltschutz, sanften Tou-

rismus, Sport und Kultur, Bundesgruppe Deutschland e.V.“ (NaturFreunde Deutsch-

lands) setzt sich eine weitere Organisation sowohl auf Bundesebene als auch regional 

für den Umweltschutz ein. Anspruch des Vereins ist es nach eigenen Angaben allerdings 

nicht nur, die Öffentlichkeit über Missstände aufmerksam zu machen, sondern „politisch 

zu wirken, um die Verhältnisse zu verändern“ (NaturFreunde Deutschlands e.V. 2019b). 

Ihre Aktivitäten werden deutschlandweit in 18 Landesvertretungen und über 600 Orts-

gruppen von insgesamt mehr als 70.000 ehrenamtlichen Mitgliedern koordiniert, organi-

siert und verwirklicht. Die NaturFreunde Deutschlands sind auch selbst in anderen Or-

ganisationen tätig und artikulieren dort ihre Anliegen. So sind sie unter anderem Mitglied 

im Deutschen Naturschutzring (DNR), dessen Präsident gleichzeitg stellvertretender 

Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands ist, und in der Klima-Allianz 

Deutschland. Des Weiteren führt der Verein Kooperationen mit dem BUND, dem DGB 

und er pflegt eine besondere Verbindung zur SPD, was die politischen Ambitionen der 

Organisation unterstreicht (vgl. NaturFreunde Deutschlands e.V. 2019a).  

Die NaturFreunde Deutschlands fordern eine nachhaltige und ökologisch verträgliche 

Wirtschaftsentwicklung in Deutschland, einhergehend mit einem schnellen Braunkohle-

ausstieg. Zur Artikulation ihrer Interessen organisiert der Verein immer wieder öffentliche 

Veranstaltungen. Die Forderungen der Vereinigung bekräftigte Michael Müller, Bundes-

vorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, auf einer öffentlichen Demonstration im 

Sommer 2018: „Es muss endlich Schluss sein mit halbherzigem Handeln, mit folgenlo-

sen Beschlüssen und unanständiger Interessenpolitik. Wir haben nicht mehr viel Zeit, 

eine Klimakatastrophe zu verhindern. Deshalb brauchen wir den schnellen Ausstieg aus 

der Kohleförderung“ (NaturFreunde Deutschlands e.V. 24.06.2018). 
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2.2.2.2.5 Grüne Liga 

Der Verein mit dem vollständigen Namen „Grüne Liga e.V. – Netzwerk ökologischer Be-

wegungen“ (Grüne Liga) ist eine Umweltschutzorganisation, welche nach der Wieder-

vereinigung Deutschlands gegründet wurde und ihre Ursprünge  in der ehemaligen DDR 

hat. Auf Grund dessen ist der Verein vor allem in den ostdeutschen Bundesländern aktiv. 

Darüber hinaus gibt es auf regionaler Ebene viele Mitgliedsgruppen der Grünen Liga, 

die sich für spezifische Interessen vor Ort einsetzen und fachbezogene Arbeit leisten. In 

der Lausitzer Region engagiert sich hierbei die „Umweltgruppe Cottbus e.V.“ (UG Cott-

bus) für den Schutz der Umwelt und fordert den Ausstieg aus der Braunkohle. Sie ist 

gleichzeitig die Bundeskontaktstelle für den Themenbereich „Braunkohle“. Das bedeutet, 

die UG Cottbus vertritt die Grüne Liga bei fachlichen Auseinandersetzungen zum Thema 

„Braunkohle“ gegenüber der Öffentlichkeit und ist der interne Ansprechpartner und Ko-

ordinator für dieses Ressort (vgl. Grüne Liga e.V. 2018). Die Grüne Liga ist ihrerseits 

Mitglied in verschiedenen Organisationen wie dem DNR und der Klima-Allianz Deutsch-

land, was ihre Ansprüche an den Umweltschutz verdeutlicht.  

Die Vereinigung setzt sich für eine konsequente Energiewende und den Kohleausstieg 

Deutschlands ein. Besonders in der Lausitz fordert sie den Revierbetreiber auf, von den 

Erschließungen neuer Tagebaufelder Abstand zu nehmen und somit Dörfer und Wälder 

zu erhalten. Die Grüne Liga organisiert hierfür immer wieder öffentliche Protestaktionen, 

veröffentlicht Informationsbroschüren und läd zu Gesprächsrunden ein (vgl. Grüne Liga 

Umweltgruppe Cottbus e.V. 2018b). Ziel des Vereins ist ein zeitnaher Strukturwandel in 

der Lausitz, welcher einen schrittweisen Kohleausstieg und den Umstieg auf erneuer-

bare Energien vorsehen soll. Außerdem soll die LEAG für die entstehenden Folgekosten 

aufkommen (vgl. Grüne Liga Umweltgruppe Cottbus e.V. 2018a). 

2.2.2.2.6 Öko-Institut  

Beim „Öko-lnstitut e.V. - Institut für angewandte Ökologie“ (Öko-Institut) handelt es sich 

um eine Interessengruppe der etwas anderen Art. Organisiert als rechtlich selbstständig 

eingetragener Verein gilt das Öko-Institut heute als eines der führenden Umweltfor-

schungsinstitute Europas. Das Öko-Institut hat sich zum Ziel gesetzt, mit seiner Arbeit 

„Natur und Umwelt dauerhaft zu schützen und die Lebensgrundlagen aller Menschen 

einschließlich der nachfolgenden Generationen zu sichern“ (Öko-Institut e.V.). Zur Rea-

lisierung seiner Ziele erstellt das Institut in erster Linie wissenschaftliche Forschungsbe-

richte und Strategien für nachhaltige Entwicklungen. Unterstützt wird der Verein bei der 

Realisierung seiner Projekte von rund 2.200 Mitgliedern und mehr als 170 Mitarbeitern, 

davon rund 120 Wissenschaftlern.  
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Auslöser für wissenschaftliche Studien können grundsätzlich zwei Szenarien sein. Ent-

weder erhält der Verein von externen Stellen einen Auftrag oder er wird mit der Kraft 

eigener Finanzmittel selbstständig auf einem Forschungsgebiet tätig. Als externe Auf-

traggeber traten in der Vergangenheit vor allem Ministerien der Bundes- und Landes-

ebene, die Europäische Union und zivilgesellschaftliche Umweltorganisationen auf, die 

mit den Erkenntnissen aus den wissenschaftlichen Arbeiten oft ihre Argumentationen 

unterstützen können. Aus diesem Grund ist es auch nicht verwunderlich, dass sich das 

Öko-Institut neben Mitgliedsbeiträgen und Spenden vor allem über projektbezogene 

Drittmittel finanziert. Im Jahr 2017 setzte das Institut in mehr als 380 Projekten rund 15 

Millionen Euro um, was die Bedeutung wissenschaftlicher Analysen für die Arbeit der 

Umweltorganisationen verdeutlicht (vgl. Öko-Institut e.V. 2017).  

Doch die Arbeit des Instituts geht über wissenschaftliche Forschungen hinaus und bein-

haltet ebenso, in der Öffentlichkeit und bei den politischen Akteuren ein Bewusstsein für 

ökologischen Herausforderungen zu schaffen (vgl. Öko-Institut e.V.). Zu den For-

schungsgebieten des Instituts gehört auch der Themenbereich der Braunkohle. Dazu 

wurden in der Vergangenheit bereits eine Reihe von Studien, Handlungsempfehlungen 

und statistische Untersuchungen veröffentlicht. Unter anderem kam eine Studie aus dem 

Jahr 2018 zu dem Ergebnis, dass der zeitnahe Braunkohleausstieg auf Grund der Al-

tersstruktur der Beschäftigten in den Revieren zu keinen zahllosen Kündigungen und 

Arbeitslosen führen würde (vgl. Hermann et al. 2018). 

Da viele Umweltverbände die Arbeit des Öko-Instituts als eigene Handlungsgrundlage 

verwenden ist es keine Seltenheit, dass sich die Forderungen aus den wissenschaftli-

chen Gutachten grundsätzlich mit den bereits genannten Forderungen der anderen Um-

weltorganisationen decken. Obwohl das Öko-Institut eher im Schatten von Organisatio-

nen wie Greenpeace operiert und in der öffentlichen Wahrnehmung keine so große Rolle 

spielt, ist die Relevanz der Arbeit des Vereins nicht zu unterschätzen, denn sie bildet 

eine fundamentale Grundlage für weiterführende Aktivitäten der Umweltverbände. 

2.2.2.2.7 Weitere Interessengruppen 

Aus Sicht des Verfassers zählen die bisher erwähnten Vereinigungen zu den wichtigsten 

Akteuren, auch in Bezug auf das Lausitzer Revier. Neben den bereits aufgelisteten Um-

weltverbänden gibt es in ganz Deutschland unzählige weitere Organisationen, welche 

sich ebenfalls für einen Ausstieg aus der Braunkohle engagieren, Tendenz steigend. Ein 

Grund liegt dabei in einer zunehmenden Pluralisierung der Gesellschaft. Einzelne Ver-

bände schaffen es nicht mehr, die Vielzahl der Interessen ihrer Mitglieder zu aggregie-

ren. Dies führt bei den Mitgliedern zu Frust und in Folge dessen entschließen sich immer 

mehr Menschen, kleineren, hoch spezialisierten Interessengruppen beizutreten (vgl. Lö-

sche 2007, S. 117). Da diese hier nicht alle berücksichtigt werden können und es auch 
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nicht der Anspruch der vorliegenden Arbeit ist, werden im Folgenden ein paar weitere 

Interessengruppen vorgestellt, welche aus Sicht des Autors nicht ungenannt bleiben soll-

ten.  

An erster Stelle sind hierbei die Organisationen des DNR und die Klima-Allianz Deutsch-

land aufzuzählen. Beide Institutionen verbindet, dass sie die Interessen vieler verschie-

dener Vereinigungen vertreten, als Sprachrohr gegenüber der Politik fungieren und sich 

für einen schnellen Ausstieg aus der Braunkohleindustrie ausprechen. Der DNR ist ein 

eingetragener Verein mit dem Ziel, den natürlichen Lebensraum zu schützen und sich 

für die Umwelt einzusetzen. Er fordert eine gesellschaftliche sowie wirtschaftliche Neu-

ausrichtung, hin zu mehr Nachhaltigkeit und Umweltbewusstsein. Der Verein zählt heute 

mehr als 80 Mitglieder, für die der DNR in erster Linie als Koordinator, Vermittler und 

Vertreter im politischen Bereich auftritt. Neben kommunikativen Aspekten unterstützt der 

DNR seine Mitglieder außerdem bei planerischen und organisatorischen Angelegenhei-

ten. Zu seinen Mitgliedern zählt unter anderem der BUND, der NABU, die Grüne Liga 

und die NaturFreunde Deutschlands. Ingesamt respräsentiert der Verein rund 10 Millio-

nen Menschen und artikuliert ihre Interessen gegenüber politischen Entscheidungsträ-

gern (vgl. DNR e.V. 2013).  

Die Klima-Allianz Deutschland nimmt im Grunde die gleichen Funktionen wie der DNR 

wahr. Gemeinsam mit ihren Mitgliedern setzt sich die Organisationen ebenfalls für den 

Klimaschutz und die Wahrnehmung dieser Interessen auf der politischen Ebene ein. Ge-

mäß eigenen Angaben liegt die „klimapolitische Bildungs-, Öffentlichkeits- und Lobbyar-

beit“im Fokus der Vereinigung (vgl. Klima-Allianz Deutschland 2018). Die Besonderheit 

der Klima-Allianz besteht darin, dass sie keine juristische Person ist, sondern sich in 

einer Rechtsträgerschaft befindet. Der Rechtsträger wird dabei von der Mitgliederver-

sammlung gewählt und vertritt die Klima-Allianz im Sinne des BGB. Derzeit liegt die Trä-

gerschaft der Organisation beim „Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft e.V.“ (ebd.). 

Die Vereinigung vertritt die Interessen von mehr als 120 Mitgliedsorganisationen. Zu 

ihnen gehören unter anderem der BUND, die Grüne Liga und die NaturFreunde Deutsch-

lands. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sowohl der DNR als auch die Klima-

Allianz Deutschland wichtige Funktionen für ihre Mitglieder erfüllen, denn die Kommuni-

kation mit den politischen Entscheidungsträgern und die Suche nach Akzeptanz auf po-

litischer Ebene ist der Schlüssel, um Forderungen wie den Kohleausstieg durchsetzen 

oder dementsprechende Entscheidungen beeinflussen zu können. 

Eine weitere Organisation die nicht unerwähnt bleiben soll ist der World Wide Fund For 

Nature, besser bekannt als WWF. Die „Weltnaturstiftung“ ist eine international tätige Or-

ganisation und nach eigenen Angaben ist WWF Deutschland der größte und einfluss-

reichste Umweltverband der Bundesrepublik (vgl. WWF Deutschland 2019). Vergleicht 
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man das Finanzbudget des WWF Deutschland mit dem finanziellen Rahmen der ande-

ren Umweltorganisationen, so wird diese Aussage bekräftigt. Der WWF Deutschland 

nahm in seinem Geschäftsjahr von Juli 2017 bis Ende Juni 2018 rund 85,3 Millionen 

Euro ein. Das sind 24,3 Millionen Euro mehr als Greenpeace im Jahr 2017 eingenom-

men hat (WWF Deutschland 2018). Die Themen auf der Agenda des WWFs sind vielfäl-

tig und erstrecken sich vom klassischen Klimaschutz über den Schutz der biologischen 

Vielfalt bis hin zum Artenschutz und weit darüber hinaus. Als Umweltorganisation ist der 

WWF Deutschland natürlich auch rund um das Thema Braunkohle aktiv. Er setzt sich 

entschlossen für einen Kohleausstieg bis spätestens 2035 ein und fordert eine schnelle 

Energiewende, um die umweltpolitischen Zielstellungen erreichen zu können. Der Aus-

stieg soll für die Reviermitarbeiter allerdings auch sozialverträglich gestaltet werden, 

weswegen die zeitnahe Einleitung eines Strukturwandels in den Regionen gefordert 

wird. Der WWF nahm in der Vergangenheit bereits bei vielen Protestaktionen aktiv teil 

und unterstützte die Veranstalter bei den organisatorischen Planungen (vgl. ebd.). Der 

WWF ist auch Teil der Klima-Allianz Deutschland und darüber hinaus auf Grund seiner 

Größe und öffentlichen Präsenz einer der wichtigsten Akteure, wenn es darum geht, den 

Ausstieg aus der Braunkohleindustrie gegenüber der Politik zu artikulieren.  

Folgende Interessengruppen werden nicht näher beschrieben sondern rein informativ in 

die Auflistung aufgenommen, da sie ebenfalls einen zeitnahen Braunkohleausstieg 

Deutschlands fordern. Die Aufzählung ist außerdem nicht abschließend:  

Deutsche Umwelthilfe e.V., Agora Energiewende gGmbH, Robin Wood – Gewaltfreie 

Aktionsgemeinschaft für Natur und Umwelt e.V., Germanwatch e.V., Umweltinstitut Mün-

chen e.V.  

2.3 Die Arbeitsweise von Interessengruppen 

Im Folgenden Kapitel sollen die Arbeitsweisen der Interessengruppen vorgestellt wer-

den. Dabei werden die Adressaten, Maßnahmen und Durchsetzungschancen von Inte-

ressengruppen untersucht. Dies soll zuerst in einer abstrakten Vorstellung geschehen 

und anschließend werden spezifische Aktionen beleuchtet, welche die Organisationen 

aus dem Abschnitt 2.2.2 in der Vergangenheit durchgeführt haben.  

2.3.1 Allgemeine Darstellung 

2.3.1.1 Adressaten von Interessengruppen 

Da wir uns bereits mit den Interessengruppen beschäftigt haben, soll dem Leser nun 

zunächst eine Übersicht darüber gegeben werden, wer überhaupt alles Adressat von 

Einflussnahmen werden kann.  
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Wie bereits auf den vorangegangen Seiten oftmals erwähnt wurde, stehen besonders 

die politischen Entscheidungsträger der Kommunal-, Landes- und Bundesebene im Fo-

kus der Interessengruppen. Dies erscheint sachlogisch, da sich Vereinigungen damit an 

die Stellen wenden, welche letztendlich über die betroffenen Sachverhalte entscheiden. 

Doch Politiker sind nicht die einzigen Adressaten und stehen in der „Bearbeitungsrei-

henfolge“ von Lobbyisten und Interessenvertretern nicht an erster Stelle. Bevor nämlich 

über ein Gesetz abgestimmt werden kann, muss dieses verfasst werden und durchläuft 

dabei mehrere Stationen. Deshalb gelten die Ministerialbüros gemeinhin als wichtigste 

Anlaufstelle für Lobbyisten. Hier werden die Gesetzesentwürfe gefertigt und finden ihren 

Ursprung. Auf Grund dessen werben erfahrene Lobbyisten bereits in den Anfangssta-

dien eines Gesetzes bei den Referenten der Ministerien für die Interessen und Anliegen 

ihrer Organisationen. Denn hat die Gesetzesvorlage erstmal das Ministerium verlassen 

und wurde im Kabinett besprochen, so wird eine erfolgreiche Einflussnahme immer 

schwieriger. Da viele Gesetze auf Grund der Zustimmungspflichtigkeit die mehrheitliche 

Bestätigung des Bundesrates benötigen, müssen die Interessenvertreter im Zweifel 

auch den Landesministerien ihre Interessen und Ansichten darlegen (vgl. Lösche 2007, 

S. 66–72). 

Ein weiterer und ebenfalls sehr wichtiger Adressat von Interessengruppen kann die all-

gemeine Öffentlichkeit sein. Eine entscheidende Rolle nehmen dabei die Medien ein. 

Interessengruppen können ihre Ansichten und Forderungen gezielt über die öffentlichen 

Kanäle an eine sehr breite Masse von Menschen bringen und dadurch für Akzeptanz 

und Unterstützung werben. Auf der einen Seite können die Organisationen beispiels-

weise über die Presse, den Hörfunk oder auch über soziale Medien präsent werden, 

andererseits können sie auch in Form von öffentlichen Kundgebungen, Demonstrationen 

oder Streiks aktiv werden. Ziel ist es, die öffentliche Meinung dahingehend auszurichten, 

dass die Interessen einer Vereinigung als mehrheitsfähig angesehen werden. Getreu 

dem Motto: „Wer schweigt, verliert. Wer nicht ausreichend und wirkungsmächtig kom-

muniziert, ist isoliert“ (ebd., S. 72).  

Zu den Adressaten der Interessengruppen gehören ferner nicht nur einzelnen Politiker, 

sondern im Optimalfall gelingt es den Interessengruppen, komplette Parteien für ihre 

Standpunkte zu gewinnen. Im Gegenzug bekommen die Parteien dann oftmals Unter-

stützung bei anstehenden Wahlkämpfen oder anderweitige Unterstützungsleistungen 

(Pötzsch 2009, S. 45).  

Außerdem können auch Organe der Europäischen Union zum Adressaten der Interes-

sengruppen werden. Nicht zuletzt durch die Begebenheit, dass heute viele politische 

Entscheidungen auf europäischer Ebene getroffen werden und diese anschließend nur 

auf Bundesebene in Gesetze umgewandelt werden, wird eine europäische Präsenz der 
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Interessengruppen immer wichtiger. Es reicht demnach bei vielen Themen nicht mehr 

aus, auf nationaler Ebene zu agieren, sondern Forderungen und Anliegen müssen auf 

europäischer Ebene artikuliert werden. Dies ist vor allem eine Aufgabe der großen Ver-

bände und Organisationen, da kleineren Vereinigungen dafür oftmals die nötigen finan-

ziellen und organisatorischen Mittel fehlen (ebd.).  

Nicht zu vergessen ist die Tatsache, dass auch Verbände und Vereinigungen selbst zu 

Adressaten von Interessengruppen werden können. Beispielsweise könnte dies der Fall 

sein, wenn der Versuch unternommen wird, seinen Gegenüber von einer bestimmten 

Ansicht zu überzeugen oder eine gemeinsame Lösung gefunden werden soll (vgl. Lö-

sche 2007, S. 66).  

Es ist festzuhalten, dass sich Interessengruppen und ihre Tätigkeiten an eine Vielzahl 

von Adressaten richten können. Dabei ist es die Regel, dass Organisationen nicht eindi-

mensional agieren, sondern über verschiedene Kanäle ihre Interessen und Forderungen 

verbreiten und aktiv werden, um am Ende möglichst erfolgreich zu sein.  

2.3.1.2 Maßnahmen und Methoden von Interessengruppen 

Die Adressaten der Interessengruppen sind nun bekannt. In diesem Abschnitt wird sich 

damit auseinandergesetzt, welche Praktiken Interessengruppen im Allgemeinen anwen-

den und welche Methoden den Organisationen überhaupt zur Verfügung stehen, um sich 

an die Adressaten zu wenden. Dabei werden ausgewählte Maßnahmen näher vorge-

stellt, welche aus Sicht des Verfassers die Arbeit der Organisationen am Besten be-

schreiben. Weitere Methoden werden dagegen nur kurz aufgezählt.  

Grundlegend kann man unmittelbare und mittelbare Maßnahmen unterscheiden. Bei un-

mittelbaren Maßnahmen treten die Interessengruppen mit den Adressaten direkt in Kon-

takt und sind allein für die Auswirkung ihrer Handlungen verantwortlich. Entgegen den 

unmittelbaren Maßnahmen handeln die Organisationen bei den mittelbaren Maßnahmen 

über einen Dritten und die Handlungen können den Vereinigungen oftmals nicht direkt 

zugeordnet werden. Professionelle Interessengruppen setzen bei ihrer Arbeit sowohl auf 

unmittelbare als auch auf mittelbare Maßnahmen, um die Adressaten so effektiv wie 

möglich von ihren Ansichten zu überzeugen.  

2.3.1.2.1 Unmittelbare Maßnahmen der Interessenartikulation 

2.3.1.2.1.1 Das persönliche Gespräch  

Das persönliche Gespräch zählt wohl zur effektivsten Methode um dem Adressaten 

seine Ansichten darzulegen. Die Vorteile liegen dabei auf der Hand. Die beiden Ge-

sprächsparteien können ihre Informationen und Meinungen schnell und direkt austau-

schen, beide Parteien können sich ein unmittelbares Bild vom Gegenüber einholen und 
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für die Interessengruppen besteht die Chance, durch ein professionelles und gut vorbe-

reitetes Gespräch einen überzeugenden Eindruck zu hinterlassen. Dadurch kann den 

Positionen und Meinungen der Interessengruppe nochmal ein größeres Gewicht verlie-

hen werden. Ein entsprechend gegenteiliger Eindruck kann natürlich dann entstehen, 

wenn der Lobbyist nicht gut vorbereitet zum Gespräch erscheint oder durch andere Er-

eignisse dem Adressaten seine Anliegen nicht überzeugend vermitteln kann (vgl. Bender 

et al. 2004, S. 69f.; vgl. Haacke 2006, S. 177).  

2.3.1.2.1.2 Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz 

Öffentlichkeitsarbeit in Form von Protesten, Kundgebungen oder Demonstrationen ist 

eine sehr bekannte und sehr oft angewendete Form der Interessenartikulation und meint 

den Protest durch aktive Mitglieder einer Organisation. Sie gilt als sehr starkes Druck-

mittel, da hinter Protesten und Demonstrationen immer eine Reihe von Verbandsmitglie-

dern und damit auch potentielle Wähler stehen. Öffentliche Veranstaltungen sind dem-

nach besonders geeignet, wenn politische Entscheidungsträger im Fokus der Interes-

sengruppen stehen. Unter Öffentlichkeitsarbeit können außerdem auch Interviews, Pres-

semitteilungen oder die Veröffentlichung von wissenschaftlichen Studien verstanden 

werden. Besonders wissenschaftliche Publikationen bieten Interessengruppen eine 

starke Argumentationsgrundlage.  

Unterstützung können die Verbände und Organisationen auch von den Medienhäusern 

erhalten, indem diese ihre Aktionen über das Fernsehen, den Hörfunk oder auch die 

sozialen Medien teilen und somit einer breiten Masse zugänglich machen. Eine breite 

öffentliche Unterstützung kann ferner den Druck auf die politischen Entscheidungsträger 

erhöhen. Es ist bei der Öffentlichkeitsarbeit jedoch zu beachten, dass gewisse „Spielre-

geln“ eingehalten werden. Beispielsweise sollte gegen politische Entscheidungen stets 

konstruktiv und mit Hilfe von sachlichen Fakten argumentiert werden. Reaktionäre An-

griffe können den lobbyistischen Verbindungen zum Adressaten schaden und den Inte-

ressengruppen zukünftige Ansprechmöglichkeiten verbauen. Außerdem ist zu beachten, 

dass eine öffentliche Veranstaltung auch eine gewisse Masse an Menschen erfordert. 

Versammeln sich nur wenige Demonstranten, so „entsteht […] unter Umständen der 

Eindruck, dass das Thema keine große gesellschaftliche Relevanz besitzt“ (Bender et 

al. 2004, S. 84; vgl. Haacke 2006, S. 177f.) Ein solches Bild würde den Organisationen 

beim Versuch der Einflussnahme schaden.  
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2.3.1.2.1.3 Weitere unmittelbare Maßnahmen  

Weitere anerkannte unmittelbare Maßnahmen: Zusammenarbeit mit parteinahen Stiftun-

gen, parlamentarische Abende und Mittagsveranstaltungen, Anfertigen von Positionspa-

pieren und Stellungnahmen, kritische Inserate und Protestnoten (vgl. Bender et al. 2004; 

vgl. Leif 2006).  

2.3.1.2.2 Mittelbare Maßnahmen der Interessenartikulation 

2.3.1.2.2.1 Öffentlichkeitswirksame Aktionen und Kampagnen  

Unter dieser Maßnahme ist im Grunde eine Erweiterung der Öffentlichkeitsarbeit aus 

dem Abschnitt 2.3.2.1.2 zu verstehen. Entgegen der unmittelbaren Maßnahme werden 

hier allerdings öffentlichkeitswirksame Aktionen beschrieben, bei denen die Teilnehmer 

weder aktive Mitglieder noch auf eine andere Art mit der Organisation in direkter Verbin-

dung stehen müssen. Man spricht dabei von sogenannten „Grassroots-Kampagnen“. 

Grassroots ist der englische Begriff für Graswurzel und soll zum Ausdruck bringen, dass 

die Wurzeln der Macht an den Aktionen teilnehmen – und zwar die Bürger. Die Interes-

sengruppen wollen damit das Interesse des Politikers, wiedergewählt zu werden, nutzen, 

um spezifische Themen auf die politische Agenda zu bringen und auf sie aufmerksam 

zu machen. Diese Kampagnen können ebenfalls mit Hilfe der Medien und vor allem 

durch das Internet unterstützt werden. Beispiele sind hier unter anderem die virtuellen 

Unterschriftensammlungen, die Vernetzung von Aktivisten und der globale Informations-

austausch.  

Diese Methode ist besonders charakterisierend für Umweltverbände. Anhand von öffent-

lichkeitswirksamen und spektakulären Protestaktionen von einer Vielzahl an Menschen 

gelingt es ihnen immer wieder, auf prägnante Umstände hinzuweisen und ein mediales 

Interesse zu wecken. Im Optimalfall werden die Adressaten der Interessengruppen auf 

die Forderungen aufmerksam und setzen sich damit intensiver auseinander. Verfolgt der 

Interessenverband allerdings auch das Ziel, einen sachlich konstruktiven Dialog zur The-

matik zu führen, dann darf er sich durch Aktionen nicht dafür „disqualifizieren“. Damit ist 

gemeint, dass die Protestaktionen nicht zu radikal gewählt sein dürfen. Im Zweifel läuft 

man damit Gefahr, dass von Seiten des Adressaten keine Bereitschaft mehr zur Kom-

munikation herrscht. Es sollte deshalb stets der Dialog mit dem Adressaten gesucht wer-

den und die Protestaktionen als unterstützende Maßnahme angesehen werden (vgl. 

Bender et al. 2004, S. 104–109). 
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2.3.1.2.2.2 Die Opposition im Bundestag 

Diese Methode wird in der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. Dennoch kann sie für 

Verbände und Organisationen ein nützliches Hilfsmittel darstellen. Durch eine gute Part-

nerschaft zwischen Lobbyist und Oppositionspolitiker können im Optimalfall sogar beide 

Parteien profitieren. In diesem Szenario kann der Lobbyist seine Forderungen und An-

sichten in die politische Sacharbeit einbringen und dem Politiker wird gleichzeitig ein Teil 

seiner Arbeit abgenommen, wobei er als Abgeordneter immernoch über die Entschei-

dungshoheit verfügt. Mit dem Wissen des Lobbyisten ausgestattet, kann der Politiker 

nun die parlamentarische Initiative ergreifen und beispielsweise große und kleine Anfra-

gen stellen, Gesetzesinitiativen einbringen oder Entschließungs- und Änderungsanträge 

formulieren. Hierin findet sich auch die Begründung, warum sich der Lobbyist an Oppo-

sitionspolitiker wenden sollte und nicht an Politiker der Regierungsfraktionen. „Eine Re-

gierungsfraktion wird der Bundesregierung selten kritische Fragen stellen, eigene Ge-

setzentwürfe abweichend von der Regierungsauffassung einbringen oder solche der 

Bundesregierung mit Änderungsanträgen begleiten“ (ebd., S. 87). 

2.3.1.2.2.3 Weitere mittelbare Maßnahmen 

Weitere anerkannte mittelbaren Maßnahmen sind: Parlamentarische Anhörungen, Un-

terstützung von Partei oder Fraktionsveranstaltungen, durch Medien initiierte Spitzen-

treffen (vgl. ebd.; vgl. Leif 2006).  

2.3.1.3 Durchsetzungschancen der Interessengruppen  

Da wir inzwischen wissen, mit welchen Methoden sich Interessengruppen an ihre Ad-

ressaten wenden können, stellt sich nun die entscheidende Frage. Wie stehen die Chan-

cen der Interessengruppen, dass ihre Forderungen die Adressaten überzeugen und 

diese im Optimalfall in Beschlüssen, Gesetzen oder Entscheidungen jeglicher Art be-

rücksichtigt werden? Haben einige Verbände mehr Macht als Andere? Im Folgenden 

wird sich mit dieser Fragestellung auseinandergesetzt.  

Vorweggenommen sei Folgendes. Es gibt per se kein Abonnement dafür, ein einfluss-

reicher oder „mächtiger“ Verband zu sein und genau das gleiche trifft auf die vermeintlich 

schwachen Organisationen zu. Die Frage ob ein Verband mit seiner Arbeitsweise erfolg-

reich ist, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Trotzdem ist es möglich, die Verbände 

und ihren Charakter zu analysieren und davon gewisse „Machtressourcen“ abzuleiten 

(vgl. Lösche 2007, S. 76–80). 

 Die Konfliktfähigkeit  

Die Konfliktfähigkeit beschreibt, inwiefern ein Verband seine Forderungen durch 

gewisse Aktionen unterstützen kann. Dies ist vor allem von seiner gesellschaftli-

chen Position abhängig. Kann ein Verband durch seine Mitglieder bestimmte 
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Dienstleistungen verweigern und damit Druck auf die Entscheidungsträger aus-

üben oder würde ein Streik nur einen Demonstrationscharakter entfalten, da die 

Organisation keine Leistungen vorenthalten kann?  

 Die Mitglieder 

Dabei ist nicht die absolute Zahl der Verbandsmitglieder entscheidend, sondern 

vielmehr die Frage, ob die Mitglieder der Vereinigung als Einheit agieren oder 

nicht. Eine große Anzahl an Mitgliedern entfaltet keine Wirkung, wenn sie nicht 

wirklich hinter den Forderungen der Organisation stehen oder sogar anderer Mei-

nung sind. Der Organisationsgrad eines Verbandes ist demnach bedeutender als 

die bloße Anzahl an Mitgliedern.   

 Finanzielle Ressourcen  

Nicht abzustreiten ist die Bedeutung von finanziellen Ressourcen für die Arbeit 

der Verbände und Organisationen. Ohne Geldmittel sind Kampagnen und Öffent-

lichkeitsarbeit oft nicht zu bewerkstelligen. Damit verbunden ist ebenfalls die 

Frage, ob man sich ein Büro in Parlamentsnähe leisten kann, wieviel Personal 

kann man unterhalten und können Gutachten oder wissenschaftliche Studien in 

Auftrag gegeben werden? Nichts desto trotz ist auch hier festzuhalten: Geld al-

lein ist kein automatischer Erfolgsgarant.  

 Stellung der Organisation in der politischen und gesellschaftlichen Landschaft  

Ferner kann die Meinung innerhalb der Gesellschaft und auch in politischen Krei-

sen ein Faktor für den Einfluss einer Organisation sein. Ist der Verband beispiels-

weise das alleinige Aushängeschild der Branche und genießt ein weitgehend gu-

tes Ansehen oder hat der Verband auch innerhalb der Branche Konkurrenz von 

anderen großen Organisationen, welche im Zweifel andere Interessen vertreten? 

All dies sind Faktoren, die einem Verband begünstigen oder schaden können. 

 Weitere Ressourcen 

Folgende Faktoren wirken sich ebenfalls auf den Einfluss einer Organisation aus: 

die Definitionsschärfe des partikularen Interesses, die Strukturform der Organi-

sation, die Expertise und Fachkompetenz, die Programmatik, die Motivation der 

Mitglieder 

Die soeben genannten Faktoren können nach Meinung von Peter Lösche nicht nach der 

Relevanz sortiert werden. Dafür gebe es zu viele Individualitäten und die Untersuchung 

der wahren Macht von Verbänden „[…] setzt voraus, dass komplexe Situationen analy-

siert werden und das ‚Zufällige‘, das ‚Situative‘ und die jeweilige menschliche Persön-

lichkeit berücksichtigt werden“ (ebd., S. 81). Dies ist nicht Untersuchungsgegenstand 

der vorliegenden Arbeit.  
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Er beschreibt ferner drei Arbeitstechniken, die sich Interessengruppen im Allgemeinen 

zu Nutze machen, wenn sie ihre Interessen durchsetzen wollen. Dies geschieht „durch 

Überzeugen, durch Verhandeln oder durch Ausüben von Druck“ (ebd., S. 72). Welche 

Methode am Ende den größten Erfolg verspricht, ist hingegen wieder situationsabhän-

gig. Es bleibt festzuhalten, dass die Durchsetzungschancen einer Interessengruppe 

nicht per se mit „sehr gut“ oder „sehr schlecht“ beschrieben werden können. Vielmehr 

muss sich diese Frage immer situativ gestellt werden und kann nicht generell beantwor-

tet werden.  

2.3.2 Darstellung ausgewählter Aktionen 

Nachdem wir uns der prinzipiellen Arbeitsweise von Interessengruppen zugewendet ha-

ben, werden nun einige Aktionen der Interessengruppen näher beleuchtet und analy-

siert. Dabei wird neben einer allgemeinen Erläuterung auch untersucht, wer der Adressat 

der Aktion war, welche Methoden sich die Organisationen zu Nutze machten und welche 

Forderungen die Interessengruppen damit artikulieren wollten. Da in den letzten Jahren 

eine Vielzahl von Protesten und Demonstrationen veranstaltet wurden, werden im Fol-

genden jeweils zwei öffentlichkeitswirksame Aktionen beider Seiten vorgestellt. 

2.3.2.1 Demonstrationen tendenzieller Braunkohleunterstützer 

2.3.2.1.1 Demonstration gegen die Sicherheitsbereitschaft von Block F 

 Teilnehmende Interessengruppen: IG BCE, Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 

 Adressat: Mitglieder der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-

gung“, Politische Entscheidungsträger der Bundesebene 

 Methode: Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz, öffentlichkeitswirksame Akti-

onen und Kampagnen 

 Forderungen: neue attraktive Arbeitsplätze für die Lausitz, sofortige Einleitung 

eines schrittweisen Strukturwandels mit Investitionen in die Region, Ausbau der 

Infrastruktur und Bereitstellung guter Rahmenbedingungen zur Steigerung der 

Attraktivität der Region für private Investoren, Gewährleistung einer finanzierba-

ren Stromversorgung  

Am 30. September 2018 hatte die IG BCE zusammen mit dem Betreiber des Lausitzer 

Reviers, der LEAG, zu einer Demonstration in Cottbus aufgerufen. Rund 3.000 Men-

schen versammelten sich vor der Stadthalle, um dabei zu sein, wenn der Block F des 

Kraftwerks Jänschwalde um 17 Uhr in die sogenannte Sicherheitsbereitschaft überführt 

wird. Darunter ist die von der Bundesregierung im Jahr 2015 beschlossene Maßnahme 

zu verstehen, den Kraftwerksblock zuerst vorläufig außer Betrieb zu nehmen und nach 
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vier Jahren endgültig stillzulegen. Bis zur Stilllegung wird er jedoch weiterhin für den Fall 

vorgehalten, dass die Stromversorgung Deutschlands einmal nicht ausreichend gedeckt 

sein sollte. Die Abschaltung trägt zur Erreichung der deutschen Klimaziele bei, da durch 

die Maßnahme eine Menge CO2-Emmissionen eingespart werden. Im Jahr 2019 wird 

auch der Block E in die Sicherheitsbereitschaft überführt, wodurch im Lausitzer Revier 

nach Angaben des Betreibers insgesamt rund 600 Stellen wegfallen werden. Dies hat 

auf Grund von Ruhestandsregelungen der Beschäftigten zwar keine Auswirkungen im 

Sinne von Kündigungen, allerdings wird das Lausitzer Revier in Zukunft seine Ausbil-

dungsaktivitäten drosseln müssen.  

Zur Teilnahme an der Demonstration hatte auch der Verein Pro Lausitzer Braunkohle 

aufgerufen, der ebenfalls die Ansichten der IG BCE teilt. Neben Redebeiträgen von Vor-

ständen der LEAG, Mitgliedern des Gesamtbetriebsrates und der IG BCE plädierten au-

ßerdem der brandenburgische Ministerpräsident Dietmar Woidke und der sächsische 

Wirtschaftsminister Martin Dulig für einen organisierten Strukturwandel und klare Pläne 

für die Zukunft der Lausitz. Die Region brauche außerdem Finanzhilfen für die Schaffung 

von attraktiven Rahmenbedingungen, um neue Investoren in die Lausitz locken zu kön-

nen und somit Arbeitsplätze zu schaffen. Ministerpräsident Woidke erinnerte nebenbei 

an die Notwendigkeit von bezahlbarem Strom, sowohl für die Bürger als auch für die 

Industrie. Die Demonstranten und Redner forderten explizit die Mitglieder der Kohlekom-

mission und die Bundespolitik zum Handeln auf.  

Vor Ort waren Fernsehteams aktiv und nahmen die Demonstranten auf, wie sie Plakate 

hissten und den Rednern Applaus spendeten. Auch auf den sozialen Netzwerken wurde 

die Veranstaltung geteilt. Im Mittelpunkt der Demonstration stand eine symbolische Pro-

testaktion gegen den Verlust der zahlreichen Arbeitsplätze. Dazu nahmen vor der Stadt-

halle 600 Beschäftigte der LEAG platz und hinterließen nach der vollendeten Abschal-

tung des Kraftwerkblocks ihre weißen Schutzhelme auf den Sitzen. Das Bild der leeren 

Stuhlreihen, umringt von Demonstranten, prägte den weiteren Verlauf der friedlichen 

Veranstaltung (vgl. Hertzer 2018a; vgl. IG Bergbau, Chemie, Energie - Bezirk Cottbus 

30.09.2018). 
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2.3.2.1.2 Demonstration zum Besuch der Kohlekommission  

 Teilnehmende Interessengruppen: IG BCE, ver.di, Pro Lausitzer Braunkohle e.V. 

 Adressat: Mitglieder der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-

gung“, Politische Entscheidungsträger der Bundesebene 

 Methode: Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz, öffentlichkeitswirksame Akti-

onen und Kampagnen 

 Forderungen: ein schrittweiser Strukturwandel mit ausreichend Zeit für Investiti-

onen in die Region, kein zeitnaher Kohleausstieg, eine klare Perspektive für die 

Menschen in der Lausitz und die Beschäftigten in den Revieren für die Zeit nach 

der Braunkohle 

Am 11. Oktober 2018 tagte die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäfti-

gung“ in der Lausitz. Es war ihr einziger Besuch in der Region und dementsprechend 

engagiert, wollten die Befürworter der Lausitzer Braunkohle auf ihre Anliegen aufmerk-

sam machen. Die Kommission kam dabei sowohl in Weißwasser als später auch in 

Großräschen zusammen, um über die Zukunft der Lausitz zu diskutieren. Sie wurde an 

beiden Standorten von mehr als 2.000 friedlichen Demonstranten empfangen, welche 

mit zahlreichen Plakaten, Trillerpfeifen, Sirenen und Trommeln ihre Forderungen deut-

lich machten. Unter den Teilnehmern waren Mitarbeiter und Partnerunternehmen der 

LEAG, Firmen und Vereine aus der Region, Mitglieder von ver.di und viele weitere Ge-

werkschafter der IG BCE, welche zu den Protesten aufgerufen hatte. Die Demonstranten 

forderten in erster Linie einen Erhalt ihrer Arbeitsplätze und keinen zeitnahen Braunkoh-

leausstieg Deutschlands. Des Weiteren sollte den Mitgliedern der Kohlekommission so-

wie der gesamten Bundespolitik vermittelt werden, dass die Menschen in der Region 

eine Perspektive für die Zeit nach der Braunkohle benötigen und dies nur über einen 

Strukturwandel realisierbar ist, welcher unter anderem Finanzhilfen vorsehen müsse. 

Diese Forderungen wurden in einer Unterschriftenliste festgehalten, welche von 11.364 

Unterstützenden im Bezirk Cottbus unterzeichnet wurde, und den Kommissionsmitglie-

dern vor ihrer Sitzung überreicht wurde. Außerdem sollten die Mitglieder der Kommission 

durch mehrere Vorträge auf die Bedeutung der Braunkohleindustrie für die gesamte Re-

gion und ihre Menschen aufmerksam gemacht werden. Vor Ort solidarisierten sich auch 

die Ministerpräsidenten der beiden Bundesländer Sachsen und Brandenburg mit den 

Demonstranten und unterstützten ihre Forderungen (vgl. IG Bergbau, Chemie, Energie 

12.10.2018b; vgl. Hertzer 2018b).  

Die Proteste wurden von mehreren regionalen Rundfunkanstalten begleitet, unter ande-

rem war der Mitteldeutsche Rundfunk vor Ort und veröffentlichte anschließend Beiträge 

über die Demonstration (vgl. Mitteldeutscher Rundfunk 2018a). 
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2.3.2.2 Demonstrationen tendenzieller Braunkohlegegner  

2.3.2.2.1 Demonstration "Kohle stoppen – Klimaschutz jetzt!" 

 Teilnehmende Interessengruppen: BUND, NABU, Greenpeace, NaturFreunde 

Deutschlands, WWF, Grüne Liga, Deutscher Naturschutzring, Klima-Allianz 

Deutschland u.a. 

 Adressat: Politik auf internationaler und nationaler Ebene, Mitglieder der Kom-

mission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 

 Methode: Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz, öffentlichkeitswirksame Akti-

onen und Kampagnen 

 Forderungen: Umsetzung Pariser Klimaabkommen, internationale und nationale 

Klimaziele verschärfen, die Hälfte der Kohlekraftwerkskapazität in Deutschland 

abschalten, schneller Kohleausstieg, sofortiger Stopp aller Pläne für neue Koh-

lekraftwerke, Tagebaue und –erweiterungen, zielgerichtete Unterstützung der 

Beschäftigten in den Kohlerevieren für einen sozialökologischen Strukturwandel 

Am 1. Dezember 2018, einen Tag vor Beginn der UN-Klimakonferenz in Kattowitz, ver-

sammelten sich in Berlin und Köln zeitgleich insgesamt rund 36.000 Menschen und for-

derten die Politik unter dem Motto „Kohle stoppen – Klimaschutz jetzt!“ zu mehr Einsatz 

beim Klimaschutz und einem schnellen Ausstieg aus der Braunkohle auf. Die Demonst-

ration hatte dabei einen breiten Unterstützerkreis von mehr als 60 zivilgesellschaftlichen 

Vereinigungen. Neben Umweltorganisationen wie Greenpeace, BUND, NABU und 

WWF, zählten unter anderem auch die Parteien Bündnis90/Die Grünen und die Linke zu 

den Unterstützern der Veranstaltung (vgl. NaturFreunde Berlin e.V. 2018). Beide De-

monstrationszüge zogen erst durch die Innenstädte von Berlin bzw. Köln und endeten 

jeweils mit Kundgebungen und Reden von Mitgliedern verschiedener Organisationen. 

Die Demonstranten artikulierten ihre Forderungen dabei friedlich mit Hilfe von Bannern, 

Plakaten, Kostümen und zogen lautstark durch die Straßen. Gemeinsam setzten sie sich 

für eine Verschärfung der internationalen und nationalen Klimaziele ein und forderten 

die kompromisslose Einhaltung des Pariser Klimaabkommens. Außerdem sollen die 

Hälfte der Kohlekraftwerkskapazitäten Deutschlands so schnell wie möglich abgeschal-

tet werden, um das Klimaziel der Bundesrepublik für 2020 einhalten zu können. Ferner 

wird ein schneller und kompletter Ausstieg aus der Braunkohleindustrie gefordert, wel-

cher gesetzlich verankert werden soll. Die Forderungen der Demonstranten richteten 

sich damit direkt an die Politik, welche zum schnellen Handeln aufgefordert wurde (vgl. 

NaturFreunde Berlin e.V. 2018, Dezember 2018).  
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Das Geschehen wurde von vielen Rundfunkanstalten eingefangen und in Fernseh- und 

Radiobeiträgen veröffentlicht. Außerdem konnte man die Ereignisse über das Internet 

verfolgen. Die Proteste erreichten somit eine große Anzahl von Menschen (vgl. Nord-

deutscher Rundfunk 2018).  

2.3.2.2.2 Demonstrationen im Rahmen des Lausitzer Klima- und Energiecamps 

 Teilnehmende Interessengruppen: NaturFreunde Deutschlands, BUND, Robin 

Wood u.a. 

 Adressat: Politik auf internationaler und nationaler Ebene, tschechischer Ener-

giekonzern EPH 

 Methode: Öffentlichkeitsarbeit und Medienpräsenz, öffentlichkeitswirksame Akti-

onen und Kampagnen 

 Forderungen: schnelle Energiewende und eine Energieversorgung aus 100% er-

neuerbaren Energien, zügiger Ausstieg aus der Braunkohle, keine Tagebauer-

weiterungen, mehr Einsatz für den Klimaschutz 

Vom 6. bis 16. Mai 2016 fand in Proschim das 6. Klima- und Energiecamp statt. Mehr 

als 3.500 Menschen aus der Region und aus ganz Europa nahmen an der Veranstaltung 

teil und setzten ein Zeichen für den Klimaschutz und für die Energiewende. Das erste 

Lausitzcamp fand im Jahr 2011 statt und seitdem schlagen die Teilnehmer einmal im 

Jahr an sich wechselnden Orten ihre Zelte auf. 2016 stellte man sich demonstrativ an 

die Seite der Einwohner von Proschim, da das Dorf von einer Abbaggerung durch die 

Erweiterung des Tagebau Welzow Süd bedroht ist. Das Lausitzcamp sieht sich als „Ort 

der Vernetzung […] zwischen Klimaaktivist*innen und dem lokalen Braunkohlewider-

stand“, als „Ort der […] Auseinandersetzung mit […] gesellschaftlichen Problemen“ und 

als „Ausgangspunkt für widerständige Praxis und direkte Aktionen“ (Verein Lausitzcamp 

2018). Während man von Montag bis Freitag eher interne Veranstaltungen durchführte, 

fanden am Wochenende mehrere öffentliche Protestaktionen und Demonstrationen 

statt. Zum einen demonstrierten am Samstag, den 14.05.2016, mehr als 1.000 Teilneh-

mer friedlich gegen die Erschließung neuer Tagebauabbaufelder und für einen schnellen 

Kohleausstieg, zum anderen kam es gleichzeitig zu Besetzungen und Blockaden im Ta-

gebau Welzow-Süd (vgl. Verein Lausitzcamp 18.05.2016). Der friedliche Demonstrati-

onszug durch Welzow und Proschim wurde von einem breiten Bündnis aus zivilgesell-

schaftlichen Organisationen, darunter die NaturFreunde Deutschlands, BUND und Ro-

bin Wood, unterstützt. Ausgerüstet mit Plakaten, Fahnen und einer lautstarken Stimme 

artikulierten sie ihre Forderungen. Außerdem gab es Redebeiträge von Mitgliedern ver-

schiedener Oganisationen und auch die damalige Bundesvorsitzende der Partei Bündnis 
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90/Die Grünen, Simone Peter, ergriff das Wort und unterstützte die Veranstaltung (vgl. 

Campact e.V. 2016).  

Wie bereits erwähnt, kam es gleichzeitig zu einer zweiten Protestaktion. Dazu hatte das 

Bündnis „Ende Gelände“ aufgerufen. Dabei handelt es sich um keinen eingetragenen 

Verein sondern vielmehr um einen „Zusammenschluss von Menschen aus der Anti-

Kohle- und der Anti-Atom-Bewegung“. Zu den Unterzeichnern einer Solidaritätserklä-

rung mit der Protestbewegung zählen unter anderem auch der BUND und Robin Wood 

(vgl. Ende Gelände 2016). Die Aktionen von Ende Gelände begannen bereits am Frei-

tag, den 13.05.2016, als rund 1.500 Demonstranten auf das Gelände des Tagebaus 

Welzow-Süd stürmten. Zum Schutz der Mitarbeiter des Tagebaus und der Demonstran-

ten wurde der Abbaubetrieb eingestellt. Die Demonstranten behinderten die Kohleverla-

dung und besetzten die Gleise, sodass die Kohleversorgung des Kraftwerks Schwarze 

Pumpe beeinträchtigt wurde. Diese Blockade blieb auch am Samstag erhalten, wodurch 

die Leistung des Kraftwerks gedrosselt werden musste, da die Kohleversorgung zusam-

mengebrochen war. Die Situation eskalierte am Samstagnachmittag, nachdem rund 300 

Menschen gewaltsam in das Gelände des Kraftwerks Schwarze Pumpe eindrangen. Die 

Polizei verhaftete dabei rund 120 Aktivisten, die Gleise blieben allerdings von den De-

monstranten besetzt. Am Samstagabend formierte sich eine Gegendemonstration, die 

sich für einen Erhalt der Braunkohleindustrie in der Lausitz aussprach. Am Sonntag be-

endete letztendlich die Polizei die Blockade der Kohlezufuhr am Kraftwerk, womit der 

Protest von Ende Gelände endete und das Kraftwerk wieder seine geforderte Leistung 

bringen konnte. Nach Angaben der LEAG hinterließ die Protestaktion eine Reihe von 

Schäden. So wurden technische Anlagen manipuliert, Kabelverbindungen gelöst und 

auch das Eindringen auf das Kraftwerksgelände verursachte einige Schäden an Anlagen 

und Gebäuden (vgl. Schirmer 2016). Im Laufe des Wochenendes kam es zu weiteren 

Begegnungen von Braunkohleunterstützern und –gegnern, welche jedoch ohne große 

Auseinandersetzungen und Eskalationen abliefen.  

Auch wenn beide Veranstaltungen im Rahmen des Lausitzer Klima- und Energiecamps 

unterschiedliche Maßnahmen wählten, um auf ihre Fordungen aufmerksam zu machen, 

so vermittelten sie im Grunde trotzdem den gleichen Inhalt. Auf der einen Seite wollte 

man die Politik ganz klar dazu auffordern, einen schnellen Kohleausstieg zu beschließen 

und die Energiewende voranzutreiben. Auf der anderen Seite sollte dem tschechischen 

Energiekonzern EPH verdeutlicht werden: „Wenn du die Braunkohle kaufst, kaufst du 

auch die Proteste mit“ (Meier 2016).  

Beide Veranstaltungen wurden überwiegend über das Internet und soziale Medien ver-

breitet, doch auch Rundfunkanstalten berichteten über die Aktionen vom Pfingstwochen-

ende 2016 (vgl. Wussmann und Rausch 2016).  
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2.3.2.3 Fazit zu den Demonstrationen  

Die soeben vorgestellten Aktionen der jeweiligen Interessengruppen stellen natürlich nur 

einen Bruchteil der gesamten Arbeit der Organisationen dar. Der Autor ist bei der Aus-

wahl der Demonstrationen darauf angewiesen gewesen, dass die Veranstaltungen öf-

fentlichkeitswirksam durchgeführt wurden. Ohne die Berichterstattung von Rundfunkan-

stalten oder organisationseigenen Websites wäre es verständlicherweise nicht möglich, 

bestimmte Aktionen überhaupt zu untersuchen. In Folge dessen können vertrauliche 

Gespräche und nichtöffentliche Veranstaltungen nicht ausgewertet werden, da es kei-

nerlei Berichterstattung darüber gibt. Dies unterstreicht die Bedeutung der Medien als 

Transportmittel von Informationen. Nichts desto trotz bieten die Demonstrationen einen 

Einblick in die Charakteristik der Arbeitweise, wodurch sich bestimmte Merkmale ablei-

ten lassen.  

So wurde deutlich, dass Nichtregierungsorganisationen und Umweltverbände ihre For-

derungen und Anliegen oft radikaler und zugespitzter formulieren als beispielsweise 

Wirtschafts- und Industrieverbände. „Im Vergleich zu Unternehmen oder Wirtschaftsver-

bänden haben Non-Profit-Organisationen durch ihre relative Unabhängigkeit und Flexi-

bilität erhebliche Vorteile bei der Kampagnenführung und Außendarstellung“ (Bender et 

al. 2004, S. 29). Des Weiteren legitimieren die Umweltorganisationen ihre Protestaktio-

nen immer wieder mit der Begründung, dass das Gemeinwohl gefährdet sei und die 

Verantwortlichen nur mit Hilfe von klaren Botschaften zur Handlung bewegt werden kön-

nen. Das Gemeinwohl wird dabei von den Interessengruppen zu ihren Gunsten ausge-

legt. Ferner gelingt es Nichtregierungsorganisationen immer wieder, eine beachtliche 

Zahl an Demonstranten zu mobiliseren, um auf den Klimawandel und den Ausstieg aus 

der Braunkohleindustrie aufmerksam zu machen.  

Im Vergleich dazu agieren die Interessengruppen der Braunkohlebefürworter nicht so 

öffentlichkeitswirksam wie die Umweltorganisationen und zu ihren Veranstaltungen kom-

men meist weniger Demonstranten. Die Begründung liegt hier unter anderem darin, dass 

eine Thematik wie der Klimaschutz grundsätzlich alle Menschen anspricht, da jeder von 

Wetterverhältnissen und dem Klima abhängig ist. Außerdem gibt es einen gesellschaft-

lichen Konsens darüber, dass der Klimawandel ein Problem darstellt. Einen Arbeitsplatz 

in der Braunkohleindustrie hat dagegen nur ein Bruchteil der Bevölkerung inne und die 

hohen Emmissionswerte der Braunkohleindustrie sind nicht abzustreiten. Doch all dies 

bedeutet nicht, dass die Interessengruppen, welche an der Seite der Braunkohleindust-

rie stehen, nicht aktiv wären. Die Arbeitsweisen unterscheiden sich jedoch. „Unterneh-

men und [Wirtschaftsverbände] beeinflussen den politischen Prozess im Wesentlichen 

durch ihre parlamentarischen und ministeriellen Kontakte in den sie betreffenden Fra-

gen. Dies tun Gewerkschaften im Prinzip auch“ (Hassel 2006, S. 188). Sie sind also 
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vorzugsweise im Nichtöffentlichen tätig und sehen in Demonstrationen eher ein zusätz-

liches Mittel zur Artikulation ihrer Interessen (vgl. Haacke 2006, S. 175f.). Auch wenn 

Umweltorganisationen immer professioneller agieren und auch lobbyistisch aktiv sind, 

so greifen sie grundsätzlich eher zu öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen. Damit versu-

chen sie auf Missstände aufmerksam zu machen und in der Öffentlichkeit die Unterstüt-

zung zu bekommen, die ihre Arbeit weitgehend legitimiert. Daraus lässt sich der Ent-

schluss ziehen, dass Umweltorganisationen in größerem Umfang auf Unterstützung aus 

der Öffentlichkeit angewiesen sind als Wirtschaftsverbände. Außerdem ist nicht zu ver-

gessen, dass hinter Wirtschafts- und Industrieverbänden auch immer Arbeitnehmer ste-

hen. Die Niederlegung der Arbeit ist ein Druckmittel, welches den Umweltorganisationen 

nicht zur Verfügung steht. Beide Seiten können allerdings argumentieren, dass sie hinter 

ihren Ansichten potentielle Wählerstimmen vereinen, an denen Politiker immer ein Inte-

resse haben. Im Übrigen gilt die Kernaussage aus Abschnitt 2.3.1.3: Keine Organisation 

kann anhand ihrer Arbeitsweise per se als erfolgreich bzw. nicht erfolgreich beschrieben 

werden. Diese Frage ist stets situativ zu betrachten und von vielen Faktoren abhängig.
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3 Ergebnisse 

3.1 Fazit der Untersuchungsergebnisse  

Nachdem sich auf den vorhergehenden Seiten intensiv mit den Interessengruppen, ihrer 

Arbeitsweise und ihren spezifischen Forderungen auseinandergesetzt wurde, sollen die 

Ergebnisse nun zusammengetragen werden.  

Die vorliegende Arbeit hatte zwei Untersuchungsziele. Zum einen sollte aufgezeigt wer-

den, welche Interessengruppen im Lausitzer Braunkohlerevier aufeinandertreffen und 

ein Interesse an den Geschehnissen formulieren. Zum anderen sollte analysiert werden, 

welche Methoden und Arbeitsweisen die jeweiligen Interessengruppen anwenden, um 

ihre Forderungen und Interessen möglichst erfolgreich gegenüber den Adressaten zu 

artikulieren.   

Bereits zu Beginn der Untersuchung musste man feststellen, dass die Situation des Lau-

sitzer Reviers nicht isoliert betrachtet werden kann. Vielmehr benötigt es dazu mindes-

tens den Blick auf die Politik der Bundesebene, wenn nicht sogar darüber hinaus. Im 

Raum steht dabei die Frage, wie mit der Problematik des Klimawandels umgegangen 

wird und welche Maßnahmen ergriffen werden sollen, um diesem entgegenzuwirken. 

Der bundespolitische Konsens bestand dabei in der Einleitung der Energiewende und 

dem schrittweisen Ausstieg aus der Braunkohle. Mit dem Ergebnis der Braunkohlekom-

mission steht nun auch eine Deadline für die Braunkohleindustrie in Deutschland im 

Raum – das Jahr 2038. Doch gut zwei Monate nach Veröffentlichung der Ergebnisse ist 

eine Abkühlung der Debatte nicht in Sicht, denn der Abschlussbericht der Kohlekommis-

sion stellt nur eine Empfehlung an die Bundesregierung dar. Nun liegt es an ihr, die 

Empfehlungen in Gesetze umzuwandeln. Doch bis dies geschehen ist, werden die Inte-

ressengruppen weiterhin versuchen, ihre Forderungen mit Nachdruck gegenüber der 

Politik zu artikulieren.  

Ebenso gespannt blickt die Lausitz nach Berlin. Es wurde während der Untersuchung 

deutlich, dass sich die Lausitz in einem großen Spannungsfeld zwischen Braunkohlebe-

fürwörtern und Braunkohlegegnern befindet. An erster Stelle ist hier festzuhalten, dass 

eine Vielzahl an Organisationen ein Interesse verfolgt, welches mit dem Lausitzer Braun-

kohlerevier in Verbindung gebracht werden kann. Wie bereits erwähnt, war es nicht Auf-

gabe der vorliegenden Arbeit, jede einzelne Interessengruppe vorzustellen. Die Arbeit 

konnte allerdings aufzeigen, dass das Lausitzer Revier bei vielen Interessengruppen, 

sowohl regional als auch international, ein Thema von großer Bedeutung ist.  

In der Region gibt es zur Braunkohle grundsätzlich nur zwei Positionen – entweder pro 

oder contra Braunkohleindustrie. So einfach stellt sich die Situation in der Landschaft 

der Interessengruppen nicht dar. Zwar gibt es auch hier Organisationen, welche sich 

ausdrücklich für bzw. gegen eine Weiterführung der Braunkohleindustrie einsetzen, doch 
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die Braunkohle befindet sich nicht immer im Mittelpunkt der Diskussion. Vielmehr stehen 

vor allem bei den tendenziellen Unterstützern die wirtschaftliche Zukunft und die Frage 

nach einem Strukturwandel in der Region im Vordergrund. Und auch bei den tendenzi-

ellen Braunkohlegegnern gibt es unterschiedliche Auffassungen zur Lage in der Lausitz. 

Zwar fordern hier alle Interessengruppen einen Ausstieg aus der Braunkohleindustrie, 

allerdings gehen diese Forderungen unterschiedlich weit. Einige Organisationen fordern 

einen radikalen und sofortigen Kohleausstieg, wohingegen andere Vereinigungen auch 

die wirtschaftliche Zukunft der Lausitz in Gefahr sehen und deshalb in Verbindung mit 

einem Kohleausstieg einen klaren und schnellen Strukturwandel für die Region fordern. 

Auf Grund dessen ist es nicht möglich die Forderungen der tendenziellen Braunkohle-

befürwörter bzw. –gegner zu pauschalisieren, sondern man muss die Ansichten jeder 

Interessengruppe im Einzelnen betrachten. Eine Pauschalisierung würde einigen Orga-

nisationen nicht gerecht werden, weshalb auch in der vorliegenden Arbeit darauf ver-

zichtet wird.  

Die Arbeitsweise der Interessengruppen wurde bereits in Abschnitt 2.3.2.3 zusammen-

gefasst, weswegen hier nicht noch einmal ausführlich darauf eingegangen werden soll. 

Grundsätzlich ist bei der Arbeitsweise der Vereinigungen zu konstatieren, dass es er-

kennbare Unterschiede zwischen den Strategien der tendenziellen Braunkohlebefürwör-

ter und –gegner gibt und Umweltorganisationen eher öffentlichkeitswirksame Maßnah-

men zur Artikulation ihrer Interessen anwenden. 

Des Weiteren wurde mittels der Untersuchung deutlich, dass die Thematik rund um die 

Braunkohle sowohl auf kommunaler als auch auf internationaler Ebene intensiv diskutiert 

wird. Anhand der Organisationsstrukturen der Interessengruppen konnte man außerdem 

nachvollziehen, wie die Interessen der Kommunalebene an die Politik der Bundesebene 

herangetragen werden können. Damit wurde in der vorliegenden Arbeit auch die beson-

dere Bedeutung und Aufgabe der Interessengruppen herausgestellt.  

3.2 Ausblick 

Neben den gewonnenen Ergebnissen bietet die vorliegende Arbeit eine Grundlage für  

weitere Untersuchungen. Die Möglichkeiten sind dabei vielfältig, da die Arbeit viele The-

men aufgreift, die Teil einer komplett neuen Untersuchung sein können. Beispielsweise 

könnte die internationale oder nationale Klimapolitik intensiver begutachtet werden. Ein 

anderer Ansatzpunkt wäre eine Auseinandersetzung mit den Interessengruppen oder 

mit der Arbeitsweise, indem man eine komplette wissenschaftliche Arbeit einem dieser 

Themen widmet. Ziel der vorliegenden Arbeit war allerdings bewusst die Analyse beider 

Bereiche, um dem Leser einen möglichst breiten Einblick über das Aufeinandertreffen 

von Interessengruppen an einem konkreten Beispiel aufzeigen zu können. Dabei erwies 
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sich das Lausitzer Braunkohlerevier als Paradebeispiel für eine aktuelle und intensiv ge-

führte Diskussion, da sowohl die tendenziellen Befürwörter als auch die Gegner der 

Braunkohleindustrie sehr aktiv für ihre Interessen einstehen und diese vertreten.  

Mit Blick auf die Entwicklung des Lausitzer Reviers und der Region ergeben sich ferner 

weitere Untersuchungsgegenstände. Dabei könnten unter anderem die Vorschläge der 

Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ für einen „Wirtschafts-

standort Lausitz“ ohne Braunkohleindustrie unter die Lupe genommen und analysiert 

werden.  

Es wird deutlich, dass es sich bei der vorliegenden Arbeit um keine abgeschlossene 

Untersuchung handelt, sondern gewisse Fragestellungen in zukünftigen Arbeiten erneut 

aufgegriffen werden können. Die Arbeit gibt dem Leser einen grundlegenden Einstieg in 

die Thematik und Situation des Lausitzer Braunkohlereviers und zeigt Streitpunkte auf, 

welche vor Ort und auf allen anderen Ebenen diskutiert werden.  

3.3 Schlusswort 

Fragestellungen rund um das Thema Braunkohleausstieg und die damit zusammenhän-

gende Diskussion über das Lausitzer Revier, werden nach Meinung des Autors in den 

nächsten Jahren nicht abnehmen. In Verbindung mit den klimapolitischen Zielen der 

Bundesrepublik und der Förderung der Energiewende werden immer wieder Stimmen 

aufkommen, welche einen frühzeitigen Kohleausstieg fordern. Fraglich wird sein, inwie-

fern die Wirtschaftsverbände und Befürwörter der Braunkohleindustrie auf diese Forde-

rungen reagieren und ob es ihnen auch in Zukunft gelingt, ihre Positionen und Ansichten 

an die politischen Entscheidungsträger heranzutragen. Nicht zu vergessen ist die Frage, 

ob eine stabile Energieversorgung aus reinen erneuerbaren Energien überhaupt möglich 

ist, sollte bei der Stromerzeugung komplett auf die fossilen Energieträger verzichtet wer-

den. Diese und noch mehr Fragen gilt es zu beantworten und die Interessengruppen 

werden ohne Frage eine wichtige Rolle bei der Konsensfindung innerhalb der Politik ein-

nehmen. In Zukunft werden wahrscheinlich noch mehr Organisationen ein Interesse an 

der Lausitz bekunden, wenn es nämlich darum geht, den Strukturwandel in der Region 

zu gestalten. Wer dabei am Ende erfolgreich sein wird, bleibt abzuwarten.  

Es ist festzuhalten: Das Lausitzer Braunkohlerevier sowie die gesamte Lausitzer Region 

waren, sind und werden auch in Zukunft ein Schauplatz sein, auf dem es zum Aufeinan-

dertreffen von vielen Interessengruppen kommen wird.  
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Wesentliche Erkenntnisse der Bachelorarbeit 

1. Das Lausitzer Braunkohlerevier befindet sich in einem Spannungsfeld, in dem un-

zählige Interessengruppen agieren.  

2. Lobbyarbeit und Interessenvertretung ist ein notwendiger Teil jeder Demokratie. 

3. Interessengruppen sind das Bindeglied zwischen Gesellschaft und Politik. 

4. Für Interessengruppen stellen die Medien ein wichtiges Hilfsmittel zur Übermittlung 

ihrer Forderungen und Anliegen dar.  

5. Umweltorganisationen sind in größerem Maße auf die Unterstützung der Öffentlich-

keit angewiesen als Wirtschafts- und Industrievereinigungen. 

6. Umweltorganisationen können im Vergleich zu Wirtschafts- und Industrievereinigun-

gen eine radikalere und zugespitztere Form der Artikulierung wählen. 

7. Wirtschafts- und Industrievereinigungen verfügen im Gegensatz zu Umweltorganisa-

tionen über das Druckmittel der Arbeitsniederlegung.  

8. Keine Vereinigung kann per se als starke oder schwache Interessengruppe betitelt 

werden.  

9. In der Lausitzer Region muss ein schrittweiser Strukturwandel mit einer Perspektive 

für die Bevölkerung stattfinden.  

10. Die Diskussion über die Zukunft der Braunkohle wird derzeit vor allem von ideologi-

schen Forderungen geprägt. Die Konsequenzen einer Debatte ohne Kompromiss-

bereitschaft werden am Ende die betroffenen Regionen tragen, wenn notwendige 

Zukunftskonzepte nicht rechtzeitig beschlossen werden. 
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